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            Tilo Wesche

            Einleitung – Was ist Eigentum?
            

         

         Wohl kaum eine andere Institution moderner Gesellschaften ist so umkämpft wie das
            Eigentum. Eigentum scheint Fluch und Segen zugleich zu sein. Einst wurde Eigentum
            als Schutz gegen Willkür und Raub eingeführt. Mittlerweile bedarf es eines Schutzes
            vor ebendiesem Eigentum. Ganz gleich, ob es sich heutigentags um Umverteilungen von
            unten nach oben, Konzentrationen sozialer Macht, die globale Kluft zwischen Arm und
            Reich, das Überschreiten planetarer Grenzen oder die gefährdete Privatsphäre im digitalen
            Raum handelt: Gesellschaftliche Konflikte dieser Art werden von Eigentumsrechten angetrieben,
            verschärft und verstetigt. Dabei wird nicht nur um konkrete Eigentumsverhältnisse
            gestritten, wie etwa, wem der gesellschaftliche Wohlstand, wem die Stadt oder wem
            die Natur gehört. Umkämpft ist auch die Deutungshoheit darüber, was Eigentum ist.
            Der Zankapfel besteht darin, welches Eigentum gilt: das, welches Fluch, oder das,
            welches Segen ist. Wenn wir uns zu gesellschaftlichen Konflikten verhalten wollen,
            so müssen wir deshalb auch um die Frage ringen: Was überhaupt ist Eigentum?
         

         Der Versuch, diese Frage zu beantworten, ist wie das Schälen einer Zwiebel. Jede Antwort
            wirft neue Fragen auf. Schier unerschöpflich sind die Vorstellungen darüber, was Eigentum
            ist und sein soll. Wer in seiner kulturellen und historischen Vielfalt eine Reinform
            des Eigentums sucht, jagt einer Chimäre nach. Doch mögen sich Eigentumsvorstellungen
            noch so sehr unterscheiden, so setzen sie gleichwohl Strukturähnlichkeiten voraus.
            Zwischen deren konkurrierenden Deutungen verlaufen die umkämpften Konfliktlinien.
            In dieser Einleitung sollen, notgedrungen äußerst schematisch, einige Konfliktlinien
            nachgezeichnet werden.
         

         Ausgegangen wird von der Beobachtung einer Eigentumsvergessenheit in den Sozialwissenschaften
            und von der Frage, wie die Eigentumsforschung Boden gutmachen kann (1.). Anschließend
            werden einige Schlüsselbegriffe der Eigentumstheorie erläutert. Zunächst werden drei
            Bedeutungen unterschieden, die Eigentum hinsichtlich seiner Funktionen (2.), Werte
            (3.) und Normen (4.) annimmt. Sodann werden die normativen Grundlagen genauer be10trachtet (5.) und auf diesem Feld vier Konfliktlinien nachgezeichnet. Sie verlaufen
            entlang der Alternativen von individueller und kollektiver Freiheit (6.), Sachen und
            Gütern (7.), Schranken und Grenzen (8.) sowie Aneignung und Enteignung (9.). Abschließend
            wird der Aufbau des Buches erläutert, der sich daraus ergibt (10.).
         

         
            
               1. Eigentumsvergessenheit

            

            Nichts ist bemerkenswerter in den Sozialwissenschaften als ihre Eigentumsvergessenheit.
               Sie lenken von vornherein ihre Gesellschaftsanalysen auf Gleise, die einen mit traumwandlerischer
               Sicherheit an der Frage nach dem Eigentum, dieser gesellschaftlichen Basisstruktur,
               vorbeileiten. Dabei bildete die Eigentumsfrage einst die Achse, um die das Denken
               in der politischen Philosophie kreist. Von Thomas Hobbes und John Locke über Immanuel
               Kant und G.W.F. Hegel bis Karl Marx steht die Eigentumsfrage im Mittelpunkt der politischen Theoriebildung.
               Seit dem späten 19. Jahrhundert geriet sie in den Sozialwissenschaften jedoch in Vergessenheit und wanderte in die angewandten Eigentumswissenschaften, das heißt in die aufkommenden
               Rechts- und Wirtschaftswissenschaften aus. Selbst dort, wo sie, wie bei Émile Durkheim
               und Georg Simmel, berührt wird, hat sie ihren zentralen Stellenwert eingebüßt. Erst
               seit der Banken- und Finanzkrise 2008 wird verstärkt versucht, sie als eine sozialwissenschaftliche
               Forschungsfrage wiederzugewinnen.[1] 

            Mit der sozialwissenschaftlichen Eigentumsvergessenheit wird die Tendenz verstärkt,
               dass gesellschaftliche Konflikte nicht mehr als Konflikte ums Eigentum sichtbar werden.
               Denn ihre Wahrnehmung als Eigentumskonflikte setzt klarerweise ein Verständnis dessen
               voraus, um was in ihnen gestritten wird: Es bedarf einer empirisch und theoretisch
               belastbaren Vorstellung von Eigentum, von seinen Strukturmerkmalen, Widersprüchen
               und Kontexten. Die Eigentumsvergessenheit arbeitet somit einer Invisibilisierung von Eigentumsverhältnissen in die Hände. Selbst wo genau hingesehen wird, bleiben
               die Eigentumsverhältnisse unsichtbar. Ohne ein scharfgestelltes Eigentumsverständnis
               entzieht sich dem Blick, 11dass sich hinter sozialen Ungleichheiten, politischen Verwerfungen, ökonomischen Erschütterungen,
               technologischen Umbrüchen und ökologischen Krisen oftmals ein Streit um die Eigentumsfrage
               ›Wem gehört was und warum?‹ verbirgt. Wir kommen gleich auf diese Invisibilisierung
               zurück, wenn wir uns ihren Ursachen zuwenden.
            

            Durch diese Invisibilisierung wird schließlich die Eigentumsfrage einer politischen
               Öffentlichkeit entzogen. Wo Eigentumsverhältnisse nicht ins Bewusstsein gelangen,
               besteht wenig Anlass dazu, sie in Frage zu stellen und nach Alternativen zu suchen.
               Eine Entpolitisierung des Eigentums ist die Folge: Eigentumskonflikte lassen sich in der gesellschaftspolitischen
               Debatte nicht mehr adressieren. Gerät die Eigentumsfrage in den Sozialwissenschaften
               in Vergessenheit, rückt sie zunehmend auch aus dem Blickfeld politischer und zivilgesellschaftlicher
               Gestaltungsmacht. Ohne Kategorien des Eigentums bleiben Eigentumsverhältnisse unsichtbar
               und damit gegen eine öffentliche Politisierung abgeschirmt.
            

            Vergessenheit, Invisibilisierung und Entpolitisierung des Eigentums bilden gemeinsam
               den kritischen Ausgangspunkt des vorliegenden Bandes. Dessen Beiträge eint das Anliegen
               einer eigentumstheoretischen Dechiffrierung gesellschaftlicher Konflikte. Diese sollen
               in Kategorien des Eigentums betrachtet und somit als Eigentumskonflikte sichtbar gemacht
               werden, um die Eigentumsfrage in den gesellschaftspolitischen Diskurs zurückzuholen.
               Werden beispielsweise soziale Ungleichheiten eigentumstheoretisch betrachtet, erschließen
               sie sich nicht nur als Verteilungskämpfe um Besitz wie Einkommen und Vermögen, sondern
               auch als Teilhabekonflikte um soziale Macht. Soziale Ungleichheiten sind immer auch
               Ausdruck von Eigentumskonzentrationen, wo die eigentumsgebundene Entscheidungsmacht
               in den Händen weniger liegt. Bahn bricht sich die Forderung nach gleicher Teilhabe
               an ihr etwa in urbanen Auseinandersetzungen darüber, wem die Stadt gehört. Im Licht
               der Eigentumsfrage treten aber auch Ursachen für politische Verwerfungen wie Postdemokratie
               und Demokratieskepsis zutage. Wer von der Eigentümermacht ausgeschlossen ist, wird
               leicht empfänglich für den Eindruck fehlender Selbstwirksamkeit und das Misstrauen
               gegenüber einer Demokratie, in der wenige Eigentümer gesellschaftlich mehr Einfluss
               ausüben als andere durch politische Mitbestimmung. Insbesondere im Finanzkapitalismus
               schrumpft 12Eigentum auf die Freiheit der ökonomisch Erfolgreichen zusammen. Schließlich lassen
               sich auch die gegenwärtigen Ökologiekrisen der Erderwärmung, Globalvermüllung, Ressourcenerschöpfung
               und des Artensterbens als Streit um die Frage begreifen, wem die Natur überhaupt gehört.
            

            Um solche Eigentumsfragen für die gesellschaftspolitischen Debatten der Gegenwart
               wiederzugewinnen, muss bei den Ursachen für die Eigentumsvergessenheit angesetzt werden.
               Diese Ursachen sind vielfältig. Erstens wurde ihr durch die zunehmende Ausdifferenzierung der Einzelwissenschaften im 19. Jahrhundert der Boden bereitet. Indem sich spezifische
               Wissenschaften herausbilden, wird keine von ihnen allein einem Eigentumsverständnis
               mehr gerecht. Was Eigentum ist, wie sich Eigentum begründen lässt, wann Eigentum gerechtfertigt
               ist und wann nicht sowie welche Pflichten mit ihm verbunden sind – mit solchen Fragen
               sind jeweils Philosophie, Soziologie und Staatswissenschaft überfordert. Sie entlasten
               sich folglich von einer Eigentumsforschung und verlassen sich stattdessen auf die
               hochgradig präzisen und differenzierten Eigentumsvorstellungen, mit denen in den Rechts-
               und Wirtschaftswissenschaften gearbeitet wird. Diese beschränken sich jedoch in der
               Regel auf Anwendungsfragen: Wie lassen sich Eigentumsansprüche verrechtlichen; wie
               Eigentumsstreitigkeiten schlichten; wie Eigentumsschutz durchsetzen; und wie Eigentumsrechte
               funktional nutzen? Mit dieser Beschränkung auf Anwendungsfragen geht einher, dass
               Eigentum auf seine positivrechtliche Bedeutung verengt wird, die sich in Rechtsdokumenten,
               Gesetzestexten etc. findet. Seine normativ-begriffliche Bedeutung – was Eigentum seinem
               eigenen Begriff nach ist und sein soll – geht dabei verloren. Um ihr trotzdem gerecht
               zu werden, müssen die Wissenschaften fortan im Verbund die normativ-begrifflichen
               Grundlagen des Eigentums erschließen. Im Sinn einer solchen transdisziplinären Eigentumsforschung
               wird die normativ-begriffliche Bedeutung des Eigentums in diesem Band aus den vielfältigen
               Perspektiven von Philosophie, Soziologie, Politikwissenschaft, Geschichtswissenschaft
               und Rechtswissenschaft beleuchtet.
            

            Zweitens wird durch die Fragmentierung des Eigentums dazu beigetragen, dass die Eigentumsfrage kaum noch im öffentlichen
               Diskurs vorkommt. Eigentum wird in bestimmten Rechtstheorien und Rechtspraktiken zu
               einem Bündel von Ansprüchen fragmen13tiert, das vermeintlich zu seiner Auflösung führt.[2]  Eigentum zerfällt in eine Vielzahl formaler Titel, die Aktionäre, Kreditgeber, Manager,
               Unternehmensinhaber, Vermögensverwalter etc. jeweils besitzen. Eigentümer desselben
               Guts treten damit als Träger verschiedener Ansprüche auf, die voneinander getrennt,
               hierarchisch gestuft und interessenorientiert zugeschnitten sind. Industrialisierung,
               Finanzialisierung, Globalisierung und Digitalisierung – man denke nur an den Hochfrequenzhandel –
               haben dabei zahllose Varianten von Schutzrechten, Verwertungsrechten, Kontrollrechten,
               Transaktionsrechten und Zugriffsrechten hervorgebracht, die es erschweren, noch irgendein
               Muster zu erkennen, das es erlaubt, sie als Gestalten des Eigentums zu begreifen.
               Mit dieser deflationären Auflösung des Eigentumsbegriffs werden Eigentumsverhältnisse
               unsichtbar gemacht. Denn indem zersplitterte Einzelrechte von Kategorien des Eigentums
               entkoppelt werden, sind sie nicht mehr als Eigentumsrechte erkennbar. Sind sie erst
               einmal als Eigentumsrechte unkenntlich gemacht, kann auch kein öffentlicher Eigentumsdiskurs
               entstehen. Ein erster Schritt muss deshalb sein, die diffusen und fluiden Einzelrechte
               ins Licht eines nachvollziehbaren Begriffs von Eigentum zu rücken. Erst durch ihre
               begriffliche Sichtbarkeit werden die verflüssigten und verflüchtigten Einzelrechte
               als Eigentum greifbar – und angreifbar.
            

            Drittens wird die Eigentumsvergessenheit durch die zunehmende Diversifikation der Objekte angetrieben, über die Eigentumsrechte ausgeübt werden. Das, woran Eigentum
               gehalten wird, fächert sich mittlerweile in ein breites Spektrum unterschiedlichster
               Güter auf: Naturgüter wie genetisches Material, Böden und Energieträger; Finanzprodukte
               wie Versicherungen, Derivate und Investmentfonds; Infrastrukturen wie Wohnraum, Rechenzentren
               und Universitäten; Immaterialgüter wie Daten, Kunst und Marken; Gebrauchsgüter wie
               Möbel, Kleidung und Handys. Die entsprechende Diversifikation in Patentrechte, Bodenrechte,
               Wasserrechte, Immaterialgüterrechte, Unternehmensrechte, kulturelle Rechte etc. täuscht
               darüber hinweg, dass über die jeweiligen Güter eine ähnliche eigentumsförmige Verfügungsmacht
               ausgeübt wird. Eigentum wird somit durch 14seine Diversifikation unsichtbar gemacht und einem öffentlichen Diskurs entzogen.
               Die Herausforderung besteht hier darin, für die unterschiedlichsten Güter ein gemeinsames
               Eigentumsverständnis zu finden, das gleichwohl ihren Besonderheiten gerecht wird.
               Drei Kapitel dieses Bandes sind deshalb jeweils Eigentumsarten gewidmet, die sich
               auf bestimmte Güter (Wohnraum, Naturgüter, Immaterialgüter) beziehen.
            

            Die Eigentumsvergessenheit ist viertens eine Folge der Reduktion, Eigentum insgesamt auf Privateigentum zu verkürzen. Privateigentum erscheint wie
               eine alternativlose, geradezu naturgegebene Gesellschaftspraxis. Es ist jedoch recht
               betrachtet nur eine mögliche Eigentumsform neben denen des Gemeineigentums und des
               öffentlichen Eigentums. Von den Enclosure-Bewegungen der Frühindustrialisierung über den Besitzindividualismus im Fordismus
               bis zum gegenwärtigen Neoliberalismus vollführt der Kapitalismus einen Prozess, in
               dem das Privateigentum zunehmend als vorherrschendes Ordnungsprinzip durchgesetzt
               wird. Nicht nur Produktion und Erwerbstätigkeit werden fortschreitend durch Privateigentum
               organisiert, sondern auch die Grundversorgung mit Wohnraum, Bildungszugängen, Gesundheitsleistungen,
               Alterssicherung etc. Mit der entfesselten Monokultur des Privateigentums in nahezu
               allen Lebens- und Gesellschaftsbereichen schwindet, so lässt sich beobachten, sowohl
               im Alltagsbewusstsein als auch in den Wissenschaften ein Sinn für Alternativen. Je
               umfassender das Privateigentum Raum greift, desto mehr geraten Alternativen in Vergessenheit.
               Kollektive Eigentumsformen werden allenfalls mit dem Staatssozialismus sowjetischer
               Prägung in Verbindung gebracht und lösen geradezu naturwüchsige Berührungsängste aus.
               Die Bedeutung des öffentlichen Eigentums für demokratische Gesellschaften oder des
               Gemeineigentums in Gestalt von Genossenschaften, Commons, betrieblicher Selbstverwaltung etc. wird dabei marginalisiert.
            

            Der historische Aufstieg des Privateigentums geht somit, nur scheinbar paradox, Hand
               in Hand mit der Eigentumsvergessenheit. Diese ist ohnehin von ihrer Kehrseite, der
               Eigentumsversessenheit, kaum zu trennen: Die Schrumpfform des Eigentums geht mit der
               Eigentumsdifferenzierung in Wirtschaft und Recht einher; die Invisibilisierung mit
               der Allgegenwart eines Besitzindividualismus; die Entpolitisierung mit einer neoliberalen
               Politik der privatwirtschaftlichen Eigentumsexpansion. Je ausgedünnter das Eigentums15verständnis ist, desto weniger werden Alternativen vermisst. Die Beiträge in diesem
               Band nehmen deshalb die einseitige Fixierung aufs Privateigentum ins Visier, ohne
               dabei das Kind mit dem Bade auszuschütten: Anstatt Eigentum in Bausch und Bogen zu
               verwerfen, sensibilisieren sie für alternative Eigentumsvorstellungen des Gemeinschaftlichen
               und des Öffentlichen.
            

            Belastbare Alternativen müssen sich ausgehend von den bestehenden Rechtstraditionen,
               Geltungslogiken und Gesellschaftspraktiken des Eigentums herleiten lassen. Alles andere
               wäre Traumtänzerei: ein selbstgestricktes Eigentumsideal ohne verbindliche Geltung
               und Aussicht auf Realisierung. Mit anderen Worten: Eigentum wird mit seinen eigenen
               Waffen geschlagen, indem die Alternativen aus den eigenen Grundlagen des Privateigentums
               entwickelt werden. Diese immanente Kritik ist mit dem Segeln gegen den Wind vergleichbar.
               Nutzt man die eigene Kraft des Windes, bewegt man sich sogar gegen dessen Richtung
               fort. Genauso lassen sich die normativen Grundlagen bestehenden Privateigentums selbst
               nutzen, um gegen dessen Vorherrschaft, wie ich im Folgenden zeigen möchte, alternative
               Vorstellungen gemeinschaftlichen und öffentlichen Eigentums in Anschlag zu bringen.
               Zu diesem Zweck werde ich einige Unterscheidungen einführen, mit denen sich der Debattenstand
               ordnen und Eigentum neu vermessen lässt.
            

         

         
            
               2. Funktionen des Eigentums

            

            Die allgemeinste Unterscheidung, die auf Eigentum zutrifft, ist die zwischen seinen
               Funktionen, Werten und Normen. Eigentumsrechte erfüllen eine gesellschaftliche Funktion,
               haben einen Wert für das gute Leben und besitzen eine normative Geltung. Eigentum
               bewegt sich immer auf diesen drei Ebenen zugleich.
            

            Eigentum erfüllt vielfältige Funktionen in einer Gesellschaft. Diese Funktionen verdankt
               es vor allem seiner Rechtsform. Eigentum ist, so eine bewährte Sichtweise, eine Rechtsbeziehung
               zwischen Personen im Verhältnis zu äußeren Gütern.[3]  Güter werden deshalb mit Hilfe von Eigentumsrechten bestimmten Rechtsper16sonen zuordenbar. Durch diese Allokation wird kenntlich und schutzbewehrt, wem was gehört: das Fahrrad gehört Sabine, dieses
               Haus der Wohngenossenschaft, das öffentliche Schwimmbad der Gemeinde. In arbeitsteiligen
               Gesellschaften mit knappen Ressourcen zirkulieren Güter zwischen Produzenten, Konsumenten
               und Händlern; diesen müssen dabei die Güter stets zuordenbar sein, damit kenntlich
               ist, wer über welche Güter entscheidet und wer nicht. Diese Allokation wird durch
               das rechtlich kodifizierte Medium des Eigentums geregelt; wobei diese funktionale
               Allokation noch unterhalb der normativen Ebene gerechtigkeitsbezogener Distribution
               liegt. Güter werden verteilt, indem individuelle oder kollektive Eigentümer über die
               Nutzung (ius utendi), Verwertung (ius fruendi) und Übertragung (ius abutendi) entscheiden.[4]  Mit der Ausübung von Eigentumsrechten wird also eine Funktion der Allokation erfüllt,
               die in komplexen Gesellschaften unverzichtbar ist.
            

            Die Allokation von Gütern ist die wohl wichtigste Funktion des Eigentums; auch deshalb,
               weil sie die Grundlage für weitere Funktionen ist. Diese, um nur einige zu nennen,
               sind: Aufgrund des einklagbaren Eigentumsschutzes werden Gesellschaften grundsätzlich
               (zunächst einmal) stabilisiert und pazifiziert; selbst wenn es zum Streit darüber kommt, wem was gehört, lässt sich dieser Streit
               gewaltfrei vor Gericht beilegen. Eigentumsrechte entlasten zudem von einem kostspieligen,
               konflikthaften und zeitintensiven Prozess, stets aufs Neue aushandeln zu müssen, wem
               was gehört; diese funktionale Entlastung ermöglicht wirtschaftliche Effizienz. Indem Güter ihren Eigentümern zugeordnet werden, werden außerdem besteuerbarer Besitz
               und der Adressat einer Steuerpflicht bestimmbar; Eigentumsrechte machen somit Besteuerung möglich. Durch Eigentum werden ferner Ansprüche auf etwas vom physischen Besitz entkoppelt:
               Eigentümer verlieren nicht ihr Recht an etwas, das sie aus der Hand legen oder das
               ihnen gestohlen wird. Durch Eigentum wird Besitz somit auf Dauer gestellt und eine
               Wertspeicherung möglich, die eine Voraussetzung für wirtschaftliche Planungssicherheit ist. Seine
               Funktion der Wertspeicherung macht wiederum möglich, dass Eigentum auch zur Kreditbesicherung dient.
            

            17Die Legitimität von Eigentumsrechten hängt davon ab, dass sie ihre Funktionen gut
               erfüllen. Erfüllen sie ihre Funktion schlecht, büßen sie an Berechtigung ein. Für
               ihre Funktionstauglichkeit setzen Eigentumsrechte drei Merkmale voraus, die hier nur
               in Bezug auf die Allokation angedeutet seien. Erstens besitzt Eigentum eine große
               Variabilität. Eigentumsrechte sind ein wandelbares Rechtsinstitut.[5]  Sofern sie der Güterallokation dienen, muss ihre institutionelle Ausgestaltung dieser
               Funktion angepasst werden. Eigentum wird deshalb so umgestaltet, geformt, verwandelt
               und transformiert, dass es seine Allokationsfunktion am besten erfüllt. Eigentum ist
               deshalb keine erstarrte Naturkonstante, sondern eine gesellschaftliche Variable, die
               den sozialen, kulturellen und ökonomischen Bedingungen anzupassen ist, unter denen
               die Güterallokation stattfindet. Neue Produktionsweisen, technologische Innovationen
               und veränderte Sozialbeziehungen stellen die Allokation vor neue Herausforderungen,
               die nur durch entsprechend ausgestaltete Eigentumsrechte bewältigt werden. Eigentum
               unterliegt daher einem Strukturwandel, der von gesellschaftlichen Veränderungen ausgeht.
            

            Auf der funktionalen Ebene zeigt sich zweitens, dass Eigentum keineswegs notwendig,
               sondern kontingent ist. Wenn Eigentum der Güterallokation in arbeitsteiligen Gesellschaften
               mit knappen Ressourcen dient, dann bedarf es in Gesellschaften ohne Arbeitsteilung
               und Ressourcenknappheit keiner rechtlich kodifizierten Allokation und insoweit keines
               Eigentums. Eigentum ist deshalb keine unentrinnbare Notwendigkeit. Weil es der Allokation
               dient, ist Eigentum kein Selbstzweck: Eigentum ist nicht um seiner selbst willen erstrebenswert.
               Eigentumslose Gesellschaften sind insoweit grundsätzlich denkbar, vorausgesetzt, dass
               Arbeitsteilung und Ressourcenknappheit eben überwunden sind.[6]  In uns bekannten Ge18sellschaftsformationen bleibt ihre Überwindung jedoch eine ferne Vision und Eigentum
               so lange unverzichtbar.
            

            Die funktionale Bedeutung des Eigentums führt drittens dazu, dass für die Eigentümerschaft
               eine Publizität gilt. Eigentümer schulden anderen erst einmal keine Rechenschaft über
               den Gebrauch ihrer Güter. Trotzdem leitet sich aus der Allokation her, dass Eigentümer
               und ihre Güter bestimmbar sein müssen. Allokation bedeutet die rechtlich geregelte
               Zuordenbarkeit in Hinsicht darauf, wem was gehört. Dafür muss aber klar erkennbar
               sein, um welche bestimmten Eigentümer und um welche Güter genau es sich dabei handelt.
               Sowohl der Eigentümer als auch die Güter müssen identifizierbar sein. Dieser Publizität
               widerspricht es, wenn Mieter nicht die Eigentümer ihrer Wohnungen ausfindig machen
               können; wenn Finanzprodukte zum Zweck der Spekulation ein undurchsichtiges Portfolio
               haben; wenn es keine Angaben zu einem Abtretungsempfänger von Hypotheken gibt; wenn
               aus Gründen der Steuervermeidung der juristische Eigentümer in Gestalt einer Briefkastenfirma,
               die alleiniger Adressat einer Steuerpflicht ist, und der ökonomische Eigentümer in
               Gestalt eines Mutterkonzerns getrennt werden, dessen Vermögen einer Besteuerung entzogen
               ist; oder wenn im Hochfrequenzhandel Güter in Bruchteilen von Sekunden ihre Eigentümer
               wechseln, so dass diese zwar rein theoretisch erkennbar sind, nicht aber in der Praxis.
               Intransparente Finanzprodukte, Unternehmensverschachtelungen, Immobilienverhältnisse
               oder Hochfrequenztransaktionen sind funktional vom Eigentumsrecht nicht gedeckt. Dessen
               Publizität ist vielmehr ein Argument gegen sie.
            

         

         
            
               3. Werte des Eigentums

            

            Eigentum besitzt einen subjektiven Wert. Dieser drückt sich in Gestalt der Wertschätzung
               aus, die ein Eigentümer seinen Gütern entgegenbringt. Güter erscheinen ihren Eigentümern
               als bedeutsam, wertvoll oder begehrenswert. Eigentum ist hier ein individuelles oder
               kollektives Ziel der erstpersonalen Wertorientierung: Eigentum ist für mich oder uns
               wichtig. Die jeweilige Wertschätzung beruht dabei auf dem Wert, den das Eigentum im
               Licht einer Vor19stellung des guten Lebens hat.[7]  Für wertvoll wird etwa die Eigentumsbildung gehalten, mit der wirtschaftliche Tätigkeiten
               belohnt werden (beispielsweise klassische Nationalökonomie und Neoklassik), oder die
               Teilhabe an gemeinschaftlichem Eigentum (beispielsweise bestimmte Praktiken der Sharing Economy) oder Lebensformen des Eigentumsverzichts (beispielsweise religiöse Armutsideale
               oder besitzminimalistische Lebensentwürfe) oder die besitzindividualistische Maximierung
               des eigenen Hab und Guts
            

            Dabei ist zwischen Werten, die das Eigentum tatsächlich oder nur scheinbar hat, zu
               unterscheiden. In letzterem Fall wird eine Wertvorstellung des Eigentums für begründeter
               gehalten, als sie ist. Eigentum wird dann über Gebühr wertgeschätzt. Bezieht sich
               diese übermäßige Wertschätzung auf Privateigentum, wird sie Besitzindividualismus
               genannt.[8]  In ihm hängt das subjektive Selbstsein zunehmend vom eigenen Privateigentum ab: Man
               ist, was man hat. Selbstwertgefühl, Glückserfahrungen und Wohlergehen werden vom Erwerb
               privaten Eigentums erwartet.
            

            Es gibt unterschiedliche Deutungen darüber, worin genau der Wert des Eigentums liegt.
               Vor allem besitzt Eigentum einen Wert für die Bildung personaler Identität. Er wird
               von Margaret Jane Radin anhand beispielsweise des persönlichen Werts eines Eherings
               veranschaulicht.[9]  Zu solchen biographisch bedeutsamen Dingen zählen etwa auch ein prägendes Buch, ein
               liebgewonnener Garten oder Erinnerungsstücke, an denen man hängt. Solche Dinge verkörpern
               bestimmte Erlebnisse, die im Lebensverlauf wichtig geworden sind. Eigentum wird somit
               ein immaterieller Wert durch die Bedeutung verliehen, die ein Ding biographisch hat:
               Ich lege Wert darauf, dass mir ein Ding gehört, weil es zu meiner Lebensgeschichte
               gehört. Diese Identitätsbildung verkehrt sich jedoch in eine Eigentumsfixierung, sobald
               sich das Bedingungsverhältnis umkehrt: Wenn Dinge nicht durch die Biographie anverwandelt
               werden, sondern die Biographie durch Dinge konstituiert wird. Eine Identität wird
               der Person hier durch ihre Rolle als Eigentüme20rin verliehen. Dinge erscheinen als bedeutsam, weil ihr Eigentum das Selbstwertgefühl
               steigert, Distinktionen aufwertet oder soziale Wertschätzung verschafft. Eigentum
               an Statusdingen ist also wichtig, nicht weil diese Dinge biographisch bedeutsam sind,
               sondern weil umgekehrt ihr Eigentum der Biographie Bedeutung verleiht.
            

            Der Wert des Eigentums kann wiederum in dem Gefühl von Sicherheit liegen. Wo sein
               Wert jedoch über die Sicherung von Freiheitsrechten oder des Lebensunterhalts hinausgeht,
               entspringt für Theodor W. Adorno Ideologie.[10]  Den Grund für die fetischhafte Versessenheit auf Eigentum sieht Adorno in dessen
               vermeintlicher Sinnstiftung. Scheinbar gibt Eigentum Sicherheit darüber, was den Sinn
               eines vergänglichen Lebens ausmacht. Auch im Gefühl von Freiheit wird der Wert des
               Eigentums gesehen: Nach Georg Simmel wird Eigentum wertgeschätzt, weil es ein Freiheitsgefühl
               schafft.[11]  Ihm zufolge wird eine solche Freiheitserfahrung zwar durch Eigentum an materiellen
               Dingen ermöglicht, nicht aber durch Geldeigentum, das aufgrund seiner Immaterialität
               nur scheinbar eine Korrelation zwischen dem Wachstum von Eigentum und der Steigerung
               von Freiheit herstellt.
            

         

         
            
               4. Normen des Eigentums

            

            Bereits die Funktion der Allokation schließt dieses zentrale Merkmal des Eigentums
               ein: Freiheit. Güter werden, so haben wir gesehen, verteilt, indem individuelle oder
               kollektive Eigentümer über die Nutzung, Verwertung und Übertragung ihrer Güter entscheiden.
               Eigentum ist insoweit das Entscheidungsrecht, über den Gebrauch der eigenen Güter
               selbst zu bestimmen. Als Entschei21dungsrecht unterscheidet es sich vom Besitz: Während Besitz der Zugang – die rechtliche
               Erlaubnis – zum Gebrauch (beispielsweise einer Mietwohnung) ist, entscheiden Eigentümer
               (in diesem Fall der Vermieter) über den Zugang zu diesem Gebrauch.[12]  Auf dieses Entscheidungsrecht verweisten der lateinische Begriff für Eigentum dominium (Herrschaft) und das Recht auf »Verfügen« (ius disponendi de re sua), mit denen die Tätigkeit des Eigentümers beschrieben wird. Der Begriff »dominium«
               bildet die gemeinsame Bedeutungseinheit, aus der die Begriffe für politische Herrschaft
               (auch: supernus, das heißt Souveränität) und Eigentum (auch: proprietas) hervorgingen:[13]  Während politische Herrscher über die Gesetze bestimmen, entscheiden Eigentümer über
               äußere Güter. Freiheit nimmt, anders gesagt, in Bezug auf äußere Güter die Gestalt
               von Eigentum an.[14]  Mit Eigentum wird Selbstbestimmung bezogen auf äußere Güter ausgeübt. Das zentrale
               Merkmal des Eigentums liegt in dieser Selbstbestimmung, über den Gebrauch von Gütern
               selbst zu entscheiden. Diese eigentumsgebundene Entscheidungsmacht kann entweder individuell
               von Privateigentümern oder kollektiv durch gemeinschaftliche beziehungsweise öffentliche
               Eigentümer ausgeübt werden. Als ein solches Entscheidungsrecht verkörpert Eigentum
               also Freiheit. Dabei beschränkt sich Freiheit jedoch auf ein selbstbestimmtes Verhältnis
               nur zu äußeren Gütern, weshalb sich Freiheit nicht im Eigentum erschöpft; wir kommen
               darauf zurück.
            

            Damit zieht die Funktion des Eigentums unweigerlich eine normative Bedeutung nach
               sich. Dafür gibt es zwei Gründe. Erstens besitzt Freiheit eine normative Geltung.
               Freiheit gilt, normativ betrachtet, als ein berechtigter Anspruch, dessen Anerkennung
               erwartet und dessen Missachtung kritisiert werden darf. Wenn also Freiheit für die
               funktionale Allokation unverzichtbar ist, dann nimmt 22sie im Eigentum zwangsläufig auch die normative Gestalt eines berechtigten Anspruchs
               an. Dabei sind die Begründungsaufgaben jeweils anders verteilt. Funktionen begründen,
               warum es überhaupt Eigentumsrechte gibt; Normen hingegen, welche bestimmten Eigentumsrechte
               es geben sollte. Funktionen sind der Grund für ihre Existenz; Normen sind der Grund
               für ihre bestimmte Ausgestaltung. Normativ lässt sich nicht erklären, warum es Eigentumsrechte
               gibt, sondern lediglich, wie sie institutionell auszugestalten sind.
            

            Dieses Junktim zwischen der funktionalen und der normativen Bedeutung erklärt, weshalb
               sich Eigentum nicht zu einer Konvention normativ entkernen lässt. Als Konvention betrachtet
               besitzt Eigentum keine eigenständige normative Geltung, weshalb es an gesellschaftliche
               Kontexte je nach Bedarf angepasst werden könne. Eine solche Vorstellung von Eigentum
               als normativ entkernter Konvention geht jedoch fehl, weil sie fälschlicherweise zweierlei
               behaupten müsste. Entweder muss sie annehmen, dass Eigentum nichts mit Freiheit zu
               tun hat; was, wie bereits gesehen, der Allokationsfunktion widerspricht. Oder sie
               müsste bestreiten, dass Freiheit ein berechtigter Anspruch ist, der Schutz verdient;
               womit man sich, wie gleich zu sehen ist, vom Emanzipationsversprechen des Eigentums
               verabschiedet.
            

            Der zweite Grund für die normative Bedeutung des Eigentums ergibt sich aus dem Umstand,
               dass Eigentum ein Exklusionsrecht ist. Denn wer selbst über etwas bestimmt, schließt
               andere von der Mitbestimmung aus. Eigentum befugt insoweit dazu, andere von der Verfügungsmacht
               auszuschließen. Eigentümer entscheiden unabhängig von der Zustimmung anderer und schulden
               deshalb niemandem Rechenschaft darüber, wie sie ihr Hab und Gut gebrauchen. Dieses
               Exklusionsrecht ist ein neutraler Eigentumsschutz, der in zweierlei Richtungen wirkt:
               Ebenso wie Privateigentum vor kollektiven Interessen ist kollektives Eigentum vor
               Privatinteressen geschützt. Privateigentümer sind geschützt vor dem Zugriff eines
               (überlegenen) Kollektivs auf ihre Güter. Aber genauso dürfen kollektive Eigentümer
               andere daran hindern, ihre Güter zu privatisieren.[15]  Eigentumsrechte sind also auf den Schutz des Privateigen23tums ebenso wenig festgelegt wie auf den des Gemeineigentums und können zum Schutz
               von Privateigentum genauso dienen wie zum Schutz vor Privateigentum.
            

            Das eigentumsförmige Exklusionsrecht geht jedoch über die Schutzwirkung eines klassischen
               Abwehrrechts hinaus. Diese Besonderheit ergibt sich aus dem Zusammentreffen zweier
               Faktoren: der Freiheit und der Weltbeziehung. Eigentum ist, wie bereits gesagt, Freiheit
               angewandt auf äußere Güter. Äußere Güter gehören zur Welt, die Menschen miteinander
               teilen. Eigentum an äußeren Gütern ist deshalb eine Beziehung auf eine gemeinsame
               Welt und – dies wird als seine Drittwirkung bezeichnet – betrifft somit unvermeidbar
               andere Personen. Auch wenn Eigentümer anderen Personen zunächst keine Rechenschaft
               schulden, stehen sie, vermittelt über die Güter einer gemeinsamen Welt, in Beziehung
               zueinander. Weil Eigentumsrechte stets für die Nichteigentümer Folgen haben, wirken
               sie nicht nur als Abwehrrechte. Eigentum kann sich aufgrund seiner Exklusionsmacht
               von einem Abwehrrecht in ein Herrschaftsinstrument verkehren. Die Lebensführung anderer
               Personen wird durch meine Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit und körperliche Selbstbestimmung
               nicht beeinträchtigt. Hingegen geht mein Eigentum auf Kosten der Mitbestimmung anderer
               über meine Güter, die auch zu ihrer Welt gehören. Anderen wird somit eine Mitsprache
               über die Güter einer gemeinsamen Welt entzogen. Hauseigentümer, Aktienbesitzer, Unternehmenseigner
               oder Grundbesitzer üben gewollt oder ungewollt auch einen Einfluss auf das Leben anderer
               aus.
            

            Diese Exklusionsmacht macht Eigentumsrechte zu einer janusköpfigen Erscheinung. Einerseits
               gehört es spätestens seit Hobbes, Locke, Kant und Hegel zu den Gewissheiten moderner
               Gesellschaften, dass die Sicherung der Freiheitsrechte auch über die Garantie des
               Eigentums erfolgt. Andererseits errichten sie Herrschaftsordnungen, die zu Entfremdung,
               Ausbeutung und Freiheitsverlust führen. Sie können zur Emanzipation beitragen, sich
               aber auch ins Gegenteil verkehren. Dass Eigentümer über ihre Güter bestimmen, hat
               immer auch den Preis der Fremdbestimmung über die Nichteigentümer: Die Selbstbestimmung
               der einen geht auf Kosten der Selbstbestimmung anderer. Eigentum bleibt mit diesem
               Widerspruch zwischen Freiheit und ihrem Gegenteil zwangsläufig behaftet. Diese Ambivalenz
               ließe sich nur vermeiden, wenn 24Eigentum selbst abgeschafft wird. In arbeitsteiligen Gesellschaften mit knappen Ressourcen
               lässt sich jedoch auf Eigentum nicht verzichten. Seine Ambivalenz lässt sich deshalb
               nur einhegen, indem es reguliert wird. Die normative Geltung des Eigentums wirft also
               die Frage nach seiner Regulierung auf.
            

         

         
            
               5. Eigentumsverhältnisse

            

            Eigentumsverhältnisse umfassen alle normativen Regulierungen, denen das Eigentum in
               einer Gesellschaft unterworfen ist. Eigentumsrechte werden dabei auf drei Arten reguliert:
               durch Eigentumsförmigkeit, Eigentumsordnungen und Eigentumspflichten.
            

            Mit der Eigentumsförmigkeit wird erstens unterschieden, welche Güter (und Dienstleistungen) die Form des Eigentums
               annehmen können und welche nicht. Durch sie wird die Verfügungsreichweite begrenzt, indem bestimmt wird, auf welche Güter sich die Eigentumsmacht erstreckt
               und auf welche nicht. Dieses Kriterium zieht also die Trennlinie zwischen Eigentumsgütern
               und Gütern, die sich dem Eigentum entziehen. Die Frage ist also nicht, wie Eigentumsrechte
               an bestimmten Gütern auszugestalten sind. Vielmehr sind unter diesem Aspekt Eigentumsverhältnisse
               so zu gestalten, dass bestimmte Güter vom Eigentumsrecht ausgenommen werden.
            

            Vor allem Personen entziehen sich der Eigentumsförmigkeit. Eigentum an Personen würde
               ihnen die Freiheit rauben, die zugleich solches Eigentum rechtfertigen soll. Eigentum
               an Personen würde also der Freiheit widersprechen, die den normativen Grund des Eigentums
               ausmacht. Es verliert mit der Freiheit auch den Grund für seine eigene Geltung. Aus
               Gründen der Konsistenz kann grundsätzlich nur eigentumsförmig sein, was selbst keinen
               freien Willen hat.[16]  Daraus ergibt sich ein Argument gegen die Sklaverei. An Menschen kann kein Eigentum
               gehalten werden, weil es sich in einen Selbstwiderspruch verstrickt. Das Eigentum
               an Sklaven kann also kein geltendes Recht sein. Ebenso wenig sind Güter eigentumsförmig,
               die, wie Körperorgane, Arbeitskraft und persönliche Daten, mit der Person untrennbar
               verbunden sind.[17] 

            25Zweitens wird Eigentum innerhalb von Eigentumsordnungen reguliert. Eigentumsordnungen setzen sich aus zwei Variablen zusammen, die einander
               unterschiedlich zugeordnet werden können: aus verschiedenen Rechtssubjekten und aus
               Güterarten. Dabei kommen unterschiedliche Eigentümer in Frage. Eigentümer kann eine
               Einzelperson, eine Gemeinschaft oder eine Gesellschaft sein. Dementsprechend wird
               zwischen den Eigentumsformen Privateigentum, Gemeineigentum und öffentliches Eigentum unterschieden;[18]  die beiden letzteren bilden die Formen kollektiven Eigentums. Vorstellbar ist sogar,
               dass Tiere oder überhaupt die Natur Eigentümer sein können.[19]  Es lassen sich wiederum vier Arten von Gütern und dementsprechende Eigentumsarten unterscheiden: Gebrauchsgüter wie Bekleidung, Möbel und Bücher (Gebrauchseigentum);
               Bedarfsgüter, das heißt Infrastrukturen wie Kliniken, Wohnraum und Universitäten (Bedarfseigentum);
               Produktivgüter wie Unternehmen, Aktien und Kredite (Produktiveigentum); und Naturgüter
               wie Wälder, Böden und Meere (Natureigentum).
            

            Die Verschiedenartigkeit von Rechtssubjekten und Güterarten – von Eigentümern und
               ihren Gütern – eröffnet eine Vielzahl von Möglichkeiten, wie beide sich einander zuordnen
               lassen. Damit stellt sich die normative Frage nach der richtigen Zuordnung von Rechtssubjekten
               und Güterarten – daher die Bezeichnung Eigentumsordnung. Eigentumsordnungen bestehen in der jeweiligen Passung von Rechtssubjekten und Güterarten
               und regulieren Eigentumsrechte demnach hinsichtlich ihrer Verfügungsverteilung: Über welche Güter sollten welche Eigentümer bestimmen? Eigentumsordnungen regeln,
               ob beispielsweise Bedarfsgüter wie Wohnraum, Energieversorger und Kliniken der öffentlichen
               Hand gehören oder von ihren Nutzerinnen gemeinschaftlich verwaltet oder 26Privateigentum von Einzelnen sein sollten; oder ob diese Güter eine hybride Eigentumsform
               unter Beteiligung aller drei Rechtssubjekte erfordern.
            

            Drittens werden Eigentumsrechte durch bestimmte Pflichten reguliert, an die Eigentümer
               gebunden sind. Diese Eigentumspflichten nehmen die Gestalt von Verfügungssperren an: Eigentümer verfügen über ihre Güter nicht nach Belieben, sondern nur soweit es
               ihre Pflichten zulassen. Pflichten versperren ihnen also eine unbegrenzte Verfügung.
            

            Kollektives Eigentum ist zwangsläufig an Pflichten gebunden. Gemeineigentum und öffentliches
               Eigentum ziehen, wie immer sie auch inhaltlich bestimmt seien, Pflichten gegenüber
               den Mitgliedern einer Gemeinschaft oder Gesellschaft nach sich. So gilt für Entscheidungsträger
               der öffentlichen Hand, dass sie demokratische Verfahren einzuhalten haben sowie dem
               Parlament Rechenschaft und Transparenz schulden. Im Fall gemeinschaftlichen Eigentums
               wiederum sind die Mitglieder beispielsweise einer Genossenschaft an die Entscheidungen
               gebunden, die gemeinsam getroffen werden. Beim Privateigentum jedoch entfallen diese
               Bindungen gegenüber Mitgliedern, weshalb der Eindruck entstehen könnte, dass mit ihm
               keine Eigentumspflichten einhergingen. Eine Regulierung von Eigentum unter Berufung
               auf Pflichten ist deshalb vor allem bezogen auf Privateigentum umstritten. Der Zankapfel
               betrifft hier die Frage, ob und, falls ja, in welchem Umfang die Ausübung privater
               Eigentumsrechte einem Gemeinwohl verpflichtet ist.[20] 

            Eigentumsförmigkeit, Eigentumsordnungen und Eigentumspflichten stehen unter hohem
               Rechtfertigungsdruck. Eigentumsverhältnisse benötigen eine Begründung: Wenn Eigentum
               ein berechtigter Anspruch ist, dann bedarf es normativer Gründe, die seine Einschränkung
               rechtfertigen. Es steht die Frage im Raum, weshalb die Freiheit von Eigentümern berechtigterweise
               eingeschränkt werden darf. Vor allem diese Frage ist in den Theorien 27und der Praxis des Eigentums hart umkämpft. Der Streit wird dabei entlang von vier
               Konfliktlinien ausgetragen, die im Folgenden mit einem Schwerpunkt auf der Frage nach
               der Eigentumsordnung behandelt werden. Die Fragen nach der Eigentumsförmigkeit und
               Eigentumspflicht werden weitgehend eingeklammert.
            

         

         
            
               6. Individuelle und kollektive Freiheit

            

            Die erste Konfliktlinie betrifft das Verhältnis von individueller und kollektiver
               Freiheit. Für die Frage nach der Eigentumsordnung – ob und, falls ja, in welchem Umfang
               Privateigentum, Gemeineigentum oder öffentliches Eigentum berechtigt ist – ist zentral,
               was unter Freiheit verstanden wird. Dabei geht es nicht darum, ob Freiheit überhaupt,
               sondern welche Gestalt von ihr – individuelle oder kollektive Freiheit – Eigentum
               rechtfertigt. Eigentum verkörpert Freiheit; und je nachdem, ob sie eine individuelle
               oder kollektive Gestalt annimmt, konkretisiert es sich als Privateigentum oder als
               Gemein- oder öffentliches Eigentum.
            

            Eigentum wird unvermeidlich im Rückgriff auf Freiheit begründet: Wenn Freiheit als
               ein berechtigter Anspruch gilt und wenn sie in Bezug auf äußere Güter die Gestalt
               von Eigentum annimmt, dann gilt Eigentum als ein berechtigter Anspruch. Die Eigentumsbegründung
               stützt sich dabei auf eine ganz bestimmte, materialistische Bedeutung der Freiheit:
               Freiheit in Bezug auf äußere Güter wird als materielle Selbstbestimmung ausgeübt.
               Diese materialistische Bedeutung von Freiheit ist eine von vier Arten der Selbstbestimmung.
               Die anderen sind die personale Selbstbestimmung, über Handlungsziele, Ausdrucksweisen
               und Lebensführung selbst entscheiden zu können (personale Freiheit); die epistemische
               Selbstbestimmung, sich selbst der Gründe für Verhaltensweisen, Handlungsaufforderungen
               und Wertvorstellungen vergewissern zu können (epistemische Freiheit); und die politische
               Selbstbestimmung, die von Bürgern durch ihre Teilhabe am demokratischen Prozess der
               Meinungs- und Willensbildung ausgeübt wird (politische Freiheit). Nicht nur also hängt
               unsere Vorstellung von Eigentum davon ab, was wir unter Freiheit verstehen. Weil es
               nicht eine Reinform der Freiheit, sondern nur diese vier konkreten Bedeutungen von
               Selbstbestimmung gibt, wird Freiheit unter anderem 28auch vom Eigentum, das heißt von ihrer materiellen Konkretion her gedacht.
            

            Die materielle Selbstbestimmung erlaubt es Menschen, ohne Versorgungsabhängigkeiten
               selbst (und gemeinsam mit anderen) ein Auskommen zu haben. Frei von dirigistischen
               Zuteilungen versorgen sie sich mit Gütern aus eigener (und gemeinsamer) Kraft. Personen
               bestreiten hier ihren Lebensunterhalt frei von einem bevormundenden Versorger und
               Ernährer, der den Seinen gibt, was sie brauchen. Damit können sie frei von Angst vor
               Sanktionen einen Willen ausbilden und öffentlich vertreten. Diese materielle Selbstbestimmung
               wird durch das allgemeine Recht auf Eigentum garantiert. Das Eigentumsrecht verbürgt, dass Personen unabhängig von sozialer
               Stellung, Herkunft, Ansehen, Gesinnung und Geschlecht lebensrelevante Güter erwerben
               und über sie verfügen können. Diese Verfügungsmacht über Güter befreit somit aus feudalen,
               paternalistischen und hegemonialen Abhängigkeiten: Darin liegt das Emanzipationsversprechen
               des Eigentums. Eigentum wird also unter Berufung auf einen materialistischen Freiheitsbegriff
               begründet.
            

            Dies wirft eine weitere Frage auf. Wenn Freiheit der normative Grund des Eigentums
               ist, was ist dann wiederum der Grund für die Freiheit?[21]  Mit den Antworten hierauf werden bereits die Weichen für oder gegen kollektives Eigentum
               gestellt. Denn die Art und Weise, wie Freiheit begründet wird, hat stets Einfluss
               darauf, welche Freiheit gilt. Im Kontraktualismus, den Naturrechtslehren und den Vernunftrechtstheorien
               wird Freiheit unterschiedlich begründet und somit eine Vorentscheidung getroffen,
               ob Freiheit auch eine kollektive Form annehmen kann. Sie leiten also die Eigentumsordnungen
               in jeweils andere Bahnen. Die Konfliktlinie – ob Privateigentum oder kollektives Eigentum
               einen Vorrang verdient – verläuft entlang von Theoriealternativen, in denen Freiheit
               auf unterschiedliche Weise begründet wird. Ich werde drei Unterscheidungen vorschlagen,
               die aufeinander aufbauen: zunächst die zwischen Kontraktualismus und Werttheorie (a);
               die Werttheorie verzweigt sich wiederum in Naturrecht und Vernunftrecht (b); das Vernunft29recht schließlich gabelt sich in substantialistische und prozedurale Vorstellungen
               kollektiven Eigentums (c). Diese häufig übersehenen Unterscheidungen sind kein Selbstzweck,
               sondern markieren Weggabelungen in der Theoriebildung, die zum kollektiven Eigentum
               und somit zu Alternativen zum Privateigentum führt.
            

            (a) Die erste Theoriealternative bilden der Kontraktualismus und die Wert- beziehungsweise
               Arbeitstheorie des Eigentums. Dem Kontraktualismus zufolge wird Eigentum erst durch Verträge geschaffen. Es gibt kein vorvertragliches
               Recht auf Eigentum. Leistet ein Arbeiter einen Beitrag, geht ihm dieser umgehend verloren,
               es sei denn, er hat sich das Eigentum an ihm zuvor vertraglich gesichert. Er kann
               auch vereinbaren, dass sein Arbeitsertrag ins Eigentum einer anderen Person übergeht
               und dass er als Gegenleistung einen Lohn erhält. Eigentumstitel an Arbeitserträgen
               und Lohn werden hier getauscht. Arbeitserträge gehören an sich niemandem und gehen
               in jemandes Eigentum über, wenn ein entsprechender Vertrag geschlossen wird. Eigentum
               entsteht also erst durch Verträge und entspringt somit der Vereinbarung von Privatpersonen.
               Durch sie können deshalb privatrechtlich auch neue Gestalten des Eigentums geschaffen
               werden.[22] 

            Der Kontraktualismus tritt jedoch in einen Widerspruch mit sich selbst.[23]  Eigentum soll sich einerseits aus Freiheitsgründen rechtfertigen, schafft aber andererseits
               Zwänge. Der Kontraktualismus 30erzeugt insbesondere auf dem Arbeitsmarkt neue Unfreiheiten und Abhängigkeiten, die
               die Geltung des Eigentums als Freiheitsrecht untergraben. Die Freiheitsgründe, aus
               denen sich Eigentum rechtfertigt, werden hier vom Eigentum selbst verneint. Indem
               es also neue Zwänge schafft, verliert Eigentum seinen eigenen Rechtfertigungsgrund.
               Der Kontraktualismus verfehlt somit eine belastbare Begründung des Eigentums.
            

            Eine alternative Eigentumsbegründung bietet die Wert- beziehungsweise Arbeitstheorie – im Folgenden kurz: Werttheorie – des Eigentums. In ihr wird angenommen, dass es
               ein vorvertragliches Recht auf das Eigentum am Arbeitsertrag gibt. Eigentum entsteht
               als das Recht am Ergebnis des eigenen Tuns. Wer einen Beitrag zur gesellschaftlichen
               Wertschöpfung leistet, der besitzt auch ein Recht auf das Eigentum am entsprechenden
               Wert.[24]  Kurzum: Wer einen Wert erzeugt, dem gehört er auch. Eine bestimmte ›Leistung‹ berechtigt
               demnach zum Eigentum an ihren Erträgen. Unter Leistung wird werttheoretisch der individuelle
               oder kollektive Beitrag verstanden, der zur Wertschöpfung geleistet wird.[25] 

            Die Werttheorie des Eigentums wird, teilweise unausdrücklich, von unterschiedlichen
               Positionen der Ideengeschichte vertreten. Sie findet sich, eine Auswahl muss hier
               reichen, in Thomas von Aquins Vorstellung vom göttlichen Eigentum,[26]  der libertären Theorie des Selbsteigentums von John Locke,[27]  der Arbeitswerttheorie von Karl 31Marx,[28]  der Kritik an unbezahlter Sorgearbeit[29]  und der Kritik an sozialer Ungleichheit, die aufgrund der Vermögensbildung durch
               leistungslose Einkommen, sogenannte ökonomische Renten, entsteht:[30]  Weil Arbeit das Eigentum an ihren Erträgen rechtfertigt, ist eine leistungslose Eigentumsbildung,
               die zur Ungleichheit führt, ungerechtfertigt. Erbschaften sind das Paradebeispiel
               für eine solche leistungslose Eigentumsbildung.[31] 

            Die genannten Positionen zehren von der intuitiven Kraft des Gedankens, dass ein Wert
               dem gehört, der ihn erschafft. Diese Intuition lässt sich im Rückgriff auf den Freiheitsgedanken
               in ein Argument übersetzen. Personen müssen sich, so haben wir gesehen, aus Freiheitsgründen
               unabhängig von sozialer Stellung, Herkunft, Ansehen, Gesinnung und Geschlecht mit
               Gütern selbst versorgen können. Dieser materialistische Freiheitsbegriff ist das Argument
               für die Werttheorie des Eigentums. Denn das Eigentum am Ertrag des eigenen Tuns ermöglicht
               eine selbstbestimmte Versorgung mit Gütern und verwirklicht demnach Freiheit auf einer
               materiellen Ebene. Wenn Freiheit ein berechtigter Anspruch ist und wenn durch das
               Eigentum am Arbeitsertrag Freiheit realisiert wird, dann gilt auch das Eigentum am
               Arbeitsertrag als ein berechtigter Anspruch. Mit Hilfe solchen Eigentums wird materielle
               Selbstbestimmung und damit Freiheit – allerdings nur ihre materialistische Spielart –
               verwirklicht. Freiheit ist also ein Grund für das Eigentum am Ertrag des eigenen Tuns
               und begründet somit die werttheoretische Regel ›Wertschöpfung rechtfertigt Eigentum‹.
            

            Das werttheoretische Argument baut also auf drei Annahmen auf und kann folgendermaßen
               zusammengefasst werden: Zunächst ist, wie in Bezug auf seine funktionale Bedeutung
               oben gesehen, Eigentum ein Entscheidungsrecht. Als Entscheidungsrecht schließt Eigentum
               wiederum Freiheit und insoweit eine normative Geltung ein: Es gilt als ein berechtigter
               Anspruch. Schließlich realisiert sich 32dieser normative Freiheitsanspruch in materieller Hinsicht (materielle Selbstbestimmung)
               als das Recht auf Eigentum durch Wertschöpfung.
            

            (b) Die Werttheorie des Eigentums verzweigt sich nun selbst wiederum in eine Theoriealternative:
               in die zwischen Naturrecht und Vernunftrecht. Eigentum wird in den Naturrechtslehren aus dem Personenstatus hergeleitet, den Menschen als Menschen besitzen. Die Person
               wird als gattungsspezifische Entität begriffen, der ein unbedingter Schutz zusteht.[32]  Diese Unantastbarkeit der Person stellt die naturrechtliche Grundlage des Eigentumsrechts
               dar. Weil die individuelle Person und ihr Wille unantastbar sind und weil dieser Wille
               in Bezug auf äußere Güter als Eigentum ausgeübt wird, steht auch ihrem Eigentum der
               Rang eines unantastbaren Rechts zu. Seine normative Geltung entspringt somit der Unantastbarkeit
               der individuellen Person und ihres Willens.
            

            Die Naturrechtslehren haben zwei Folgen für das Eigentumsverständnis. Eigentum wird
               erstens in ein fundamentales Persönlichkeitsrecht verwandelt und somit wie die Rechte
               auf Meinungsfreiheit, Bewegungsfreiheit und körperliche Unversehrtheit mit einem starken
               Abwehrrecht gegen den Staat ausgestattet. Über ihre Güter bestimmen Personen mit der
               gleichen Unantastbarkeit wie über ihre Gedanken, Wünsche und ihren Körper. Ihnen scheint
               Eigentum gar im gleichen elementaren Sinn zuzustehen wie das Recht auf Leben.[33]  In der Naturrechtsvorstellung wird Eigentum zweitens von vornherein zu Privateigentum
               individualisiert. Denn aus dem Status individueller Personen folgt klarerweise lediglich
               ein Anspruch auf individuelle Freiheit, die sich wiederum nur als Privateigentum einer
               Einzelperson realisiert. Privateigentum erscheint somit als ein unantastbares Persönlichkeitsrecht,
               das an sich schützenswert ist. Sofern also individuelle Freiheit ein unantastbarer Anspruch ist
               und sich in Bezug auf äußere Güter als Privateigentum konkretisiert, wird Privateigentum
               zum einzigen grundlegenden Eigentumsrecht naturalisiert. Sein Vorrang gegenüber kollektiven
               Eigentumsformen ist damit von Anbeginn besiegelt.
            

            33Naturrechtslehren tragen zwar dem Umstand Rechnung, dass Freiheit die normative Grundlage
               des Eigentums bildet. Sie scheitern aber daran, Freiheit selbst zu begründen. Letztlich
               wird die Unantastbarkeit der Person als ein Schutzstatus vorausgesetzt, der von Natur
               aus angeboren ist und sich selbst nicht mehr begründen lässt. Diesem Unbegründbarkeitsaxiom
               wird in den Naturrechtslehren dadurch Ausdruck verliehen, dass der Personenstatus,
               wie im Fall von John Locke, in religiöse Vorstellungen der Unantastbarkeit, des Heiligen
               und der Schöpfung eingebettet wird.[34]  Indem Eigentum einem angeborenen Personenstatus entspringt, scheint seine Geltung
               selbst von Natur aus gegeben und nicht durch eine stichhaltige Begründung gedeckt
               zu sein. In der Naturrechtstradition wird dem Privateigentum seine sakrosankte Bedeutung
               durch religiöse Glaubensgewissheiten verliehen, die nicht den Standards überprüfbaren
               Wissen entsprechen. Das Naturrecht auf Privateigentum kann sich zwar auf dessen sakrale
               Herkunftszuschreibung berufen, dem zufolge sich die Unantastbarkeit des Eigentums
               aus der Heiligkeit göttlichen Eigentums herleitet.[35]  In demokratischen Gesellschaften bedarf es jedoch einer säkularen Begründung von
               Rechten, deren Anerkennung jeder Person unabhängig von ihren Überzeugungen zugemutet
               werden kann. Auch das Eigentumsrecht muss einer solchen Prüfung standhalten, die allen
               möglich ist.
            

            Das Vernunftrecht bildet eine Alternative zum Naturrecht und setzt kritisch an dessen Begründungsdefizit
               an. Eigentumsrechte müssen, damit sie als berechtigte Ansprüche gelten, begründet
               sein. Dieser Begründungsbedarf wird jedoch nicht durch den Verweis auf 34Inhalte – wie den angeborenen Personenstatus im Naturrecht – gedeckt, die selbst begründungsbedürftig
               sind. Begründet werden sie daher vielmehr im Rückgriff auf allein die Form, die eine
               Norm hat. Eine Norm besteht formal aus den Bedingungen, die ihre Geltung erfüllen
               können muss. Eine solche formale Begründung von Normen wird in Kants formaler Ethik,
               in Fichtes Anerkennungstheorie, in der Diskursethik und insbesondere in der Rechtsphilosophie
               von Hegel vertreten. Wie jeder Anspruch wird auch das Eigentumsrecht mit Hilfe solcher
               Geltungsbedingungen begründet, die ein Anspruch erfüllen muss, damit er als berechtigter Anspruch gilt.
               Diese Geltungsbedingungen werden in der nachkantischen Tradition auf den Begriff der
               Vernunft gebracht.[36]  Nur in Gestalt eines Vernunftrechts gilt Eigentum als berechtigter Anspruch; und
               erst dann darf seine Anerkennung von allen erwartet werden.
            

            Das Vernunftrecht ermöglicht nun, dass das Recht auf Eigentum vom individualistischen
               Ansatz des Naturrechts und dessen Vorentscheidung fürs Privateigentum entkoppelt wird.
               Ausgehend vom Vernunftrecht geht der scheinbar natürliche Vorrang des Privateigentums
               verloren und wird Raum für kollektives Eigentum geschaffen. Denn die Geltung des Eigentumsrechts
               hängt nun nicht mehr vom individuellen Personenstatus, sondern von den formalen Geltungsbedingungen
               ab, die auch durch kollektive Formen des Eigentums erfüllt werden können.
            

            Das Vernunftrecht trägt damit dem Umstand Rechnung, dass Arbeitserträge zumeist Ergebnisse
               kollektiver Prozesse sind. Werte werden von und für die Gesellschaft erzeugt. Eine
               Person leistet durch ihre Arbeit zwar einen individuellen Beitrag, weshalb ihr ein
               individuelles Recht an den entsprechenden Erträgen zusteht. Dieser Beitrag ist jedoch
               durch eine Reihe von Faktoren gesellschaftlich vermittelt, die für sein Zustandekommen
               vorausgesetzt werden. Dieser gesellschaftliche Kooperationszusammenhang setzt sich
               aus der kollaborativen Bereitschaft anderer Personen zur Zusammenarbeit und Perspektivübernahme,
               der zumeist von Frauen ausge35übten Reproduktionsarbeit, den institutionellen Verflechtungen einer politischen Rahmenordnung,
               den Infrastrukturen für Kommunikation, Mobilität etc. und dem kulturellen Wissen,
               das aus sozialen Lernprozessen historisch entsteht, zusammen.[37]  Jede dieser kollektiven Bereitstellungen rechtfertigt es, dass ihre Akteure an den
               Erträgen beteiligt werden. Wenn Wertschöpfung Eigentum rechtfertigt und wenn durch
               diese Bereitstellungen zur Wertschöpfung beigetragen wird, dann steht auch deren Akteuren
               eine Beteiligung am Eigentum zu. Das Vernunftrecht legt damit den Grundstein für das
               Recht auf kollektives Eigentum.
            

            (c) Zwei Vorstellungen kollektiven Eigentums unterscheiden sich dabei hinsichtlich
               ihrer Begründungsfigur. Für den Kommunismus und Postoperaismus ist ein substantialistisches Verständnis des kollektiven Eigentums kennzeichnend.[38]  Demzufolge stellt die Kooperation einen hinreichenden Grund für kollektives Eigentum
               dar: Weil Wertschöpfung durch die Beiträge vieler entsteht, bilden diese vielen ein
               Eigentümerkollektiv. Der Akt, der kollektives Eigentum stiftet, ist die Kooperation.
               Kraft ihrer Kooperation vergesellschaften sich die Mitglieder zu einem organischen
               Eigentümerkollektiv mit einem einheitlichen Gemeinwohlinteresse. Aus der kollektiven
               Eigentümerschaft leitet sich wiederum eine demokratische Mitbestimmung her. Da Eigentum
               ein Entscheidungsrecht ist, entscheiden alle Eigentümer hier gemeinsam, das heißt
               demokratisch, über die Nutzung, Verwertung und Übertragung ihrer Güter. Der Begründungsgang
               führt also von der Kooperation über kollektives Eigentum zur demokratischen Mitbestimmung:
               Kollektives Eigentum geht aus der Kooperation hervor und berechtigt wiederum zur demokratischen
               Mitbestimmung.
            

            Doch die substantialistische Vorstellung von Kollektivität birgt Fallstricke: Für
               sich betrachtet ist Kooperation kein hinreichender Grund für kollektives Eigentum,
               weil sie allein lediglich zum glei36chen Recht auf individuelles Eigentum berechtigt. Soll Kooperation kollektives Eigentum
               rechtfertigen, bedarf es zusätzlich eines Zwischenschritts. Allen Beteiligten der
               Wertschöpfung steht zunächst gleichermaßen bloß ein individuelles Recht auf Eigentum
               zu. Wenn zwei Personen gemeinsam eine Arbeit verrichten, dann gehört jeder individuell
               der gleiche Anteil. Ihre Zusammenarbeit rechtfertigt jedoch nicht, weshalb sie nur
               gemeinsam über die Erträge entscheiden dürfen. Will man trotz dieses Einwands an der
               Vorstellung kollektiven Eigentums festhalten, bedarf es einer Alternative.
            

            Diese besteht in einem prozeduralen Verständnis kollektiven Eigentums, das häufig als demokratischer Sozialismus bezeichnet
               und in Verbindung mit Wirtschaftsdemokratie gebracht wird.[39]  Das Begründungsverhältnis zwischen Demokratie und Eigentum verläuft hier in umgekehrter
               Richtung wie im substantiellen Kollektiveigentum: Kollektives Eigentum leitet sich
               aus der demokratischen Selbstbestimmung her. Kollektives Eigentum folgt nicht unmittelbar
               aus dem gesellschaftlichen Kooperationszusammenhang, sondern setzt den Zwischenschritt
               demokratischer Selbstbestimmung voraus. Aus der Kooperation allein folgt bloß, wie
               gesagt, das gleiche Recht auf Eigentum, das allen Beteiligten der Wertschöpfung individuell
               zusteht. Alle Mitglieder einer Gesellschaft verdienen aufgrund ihres jeweiligen Beitrags
               zur Wertschöpfung zunächst gleichermaßen ein individuelles Recht auf Eigentum. Wer
               es allerdings, wie es in der liberalen Eigentumstheorie der Fall ist, bei dieser Aussage
               belässt und sich mit der gerechten Verteilung von Einkommen zufriedengibt, verwechselt
               Eigentum mit Besitz. Weil Eigentum im Unterschied zum Besitz ein Entscheidungsrecht
               ist, folgt vielmehr aus dem gleichen Recht auf Eigentum ein demokratisches Mitbestimmungsrecht:
               Wenn alle Mitglieder erstens ein gleiches Recht auf Eigentum haben und zweitens Eigentum
               ein Entscheidungsrecht ist und drittens gleiche Entscheidungsrechte in einer Gesellschaft
               demokratisch organisiert werden, dann sollte über die gesellschaftlich geschaffenen
               Werte demokratisch entschieden werden.
            

            37Diese demokratische Gestaltungsmacht wird, und erst damit kommt der Eigentumsgedanke
               an sein Ziel, in Form kollektiven Eigentums ausgeübt.[40]  Einzelne formieren sich über ihre Teilhabe an demokratischen Entscheidungsprozessen
               zum einheitlichen Willen eines kollektiven Eigentümers. Demokratische Selbstbestimmung
               realisiert sich so in der partizipativen Gestalt kollektiven Eigentums. Arrangements,
               in denen eigentumsgebundene Entscheidungsrechte demokratisch ausgeübt werden, sind
               unter anderem:[41]  das partizipative Bürgerbudget; die wirtschaftsdemokratische Selbstverwaltung von
               Betrieben; die Vertretung von Verbrauchern, Nutzern, Publikum etc. in den Leitungsgremien
               von Infrastrukturen (Energie, Bildung, Mobilität, öffentlicher Rundfunk etc.); Parlamente,
               in denen die Repräsentanten die Rolle von Treuhändern eines öffentlichen Eigentums
               einnehmen, das der Allgemeinheit gehört, die sie vertreten. Weil alle Beteiligten
               demokratisch mitbestimmen und diese Mitbestimmung durch kollektive Eigentümerschaft
               ausgeübt wird, haben sie ein Recht auf kollektives Eigentum. Um demokratisch über
               Güter bestimmen zu können, müssen sie als deren Miteigentümer entscheiden. Kollektives
               Eigentum ist hier also Ausdruck einer Vergesellschaftung durch Individuierung: Das
               gleiche individuelle Recht auf Eigentum rechtfertigt sich aus der Wertschöpfung aller
               und berechtigt selbst wiederum zu einer demokratischen Mitbestimmung, die die Gestalt
               kollektiven Eigentums annimmt.
            

         

         
            
               7. Sachen oder Güter

            

            Eigentum ist, so die Standardversion, ein Rechtsverhältnis zwischen Personen in Bezug
               auf äußere Dinge. Es besteht demnach aus einem Subjekt und einem Objekt: den Eigentümern,
               die Ansprüche aus38üben, und ihren Dingen, über die Ansprüche ausgeübt werden. Die eigentumsförmigen
               Dinge – das Bezugsobjekt – werden auf zwei alternative Begriffe gebracht: Sie werden
               entweder als Sache oder als Güter codiert. Mit dieser Unterscheidung werden die Weichen
               für eine grundsätzliche Alternative in der Theoriebildung gestellt: für die zwischen
               Sacheigentum und Gütereigentum. Diese Theoriealternative wird häufig übersehen, ist
               aber von entscheidender Bedeutung, um die Eigentumsvergessenheit zu überwinden. Während
               das Sacheigentum eine Hauptursache für unser verarmtes Eigentumsverständnis ist, bildet
               das Gütereigentum den Schlüssel für ein unverkürztes, volles Eigentumsverständnis
            

            Schon im römischen Recht der Antike wird das Bezugsobjekt als Sache vorgestellt. Eigentum sei das Recht an einer Sache (ius in re/rem). Sachen zeichnen sich durch drei Eigenschaften aus. Erstens werden sie ausschließlich
               von den Ansprüchen der Eigentümer her entworfen. Die Sache erschöpft sich darin, Gegenstand
               von Ansprüchen zu sein. Diese Sachherrschaft ist eine Gemeinsamkeit, die sich ungeachtet
               aller Unterschiede die römischrechtliche Tradition, libertäre und liberale Eigentumstheorien
               sowie die Bündeltheorie miteinander teilen.[42]  Sachen gehen darin auf, dass Eigentümer über sie verfügen. Sie sind insoweit Rechtskonstruktionen,
               denen in der Welt nichts selbständig Wirkliches entspricht.
            

            Durch die Codierung als Sache wird zweitens, wie Kant sagt, von der »Beschaffenheit
               des Objects […] abstrahirt«.[43]  Indem das Objekt nur als Sache in Betracht kommt, über die Eigentümer ihre Ansprüche
               ausüben, wird von seinen jeweiligen Besonderheiten abgesehen. Die einzige Beschaffenheit,
               die eine Sache formal besitzt, ist die Operationalisierbarkeit der Eigentümeransprüche:
               Ansprüche an einer Sache müssen sich realisieren und durchsetzen lassen. Das heißt
               vor allem, dass sich andere vom Gebrauch einer Sache, über die allein ihr Eigentümer
               bestimmt, ausschließen lassen. Dies 39trifft beispielsweise auf Atemluft in der Atmosphäre nicht zu. Im Hinblick auf diese
               Operationalisierbarkeit wird zwischen Sachen und Immaterialgütern unterschieden sowie
               zwischen beweglichen und unbeweglichen, vertretbaren und unvertretbaren, teilbaren
               und unteilbaren Sachen. Die Sache ist demnach eine formalistische Rechtskonstruktion,
               mit der die inhaltlichen Besonderheiten der Güter (Naturgüter, Gebrauchsgüter etc.)
               ausgeblendet und somit ihre Unterschiede eingeebnet werden.
            

            Die Codierung von Sachen ermöglicht drittens die Identität unterschiedlicher Güter.
               Unterschiedliche Güter gelten eigentumstheoretisch als dieselbe Sache. Sämtliche Güter
               werden somit trotz ihrer Unterschiede unter eine einzige Objektvorstellung gestellt.
               Die Sache ist das Allgemeine, unter das unterschiedliche Güter als gleiche Fälle fallen.
               Es macht deshalb keinen Unterschied, an welchen Gütern Eigentum gehalten wird. Als
               Sache betrachtet, können beispielsweise Naturgüter (Kohle, Wälder, Gewässer etc.)
               genauso wie Gebrauchsgüter (Kleidung, Möbel, Bücher etc.) verbraucht oder Bedarfsgüter
               (Wohnraum, Schulen, Kliniken etc.) wie Gebrauchsgüter verwertet werden. Das Sacheigentum
               lässt sich also folgendermaßen beschreiben: Indem das Eigentumsobjekt als Sache codiert
               wird, kommt es erstens nur als etwas in Betracht, über das Eigentümer ihre Ansprüche
               ausüben; zweitens werden seine Besonderheiten ausgeblendet; und drittens werden alle
               Güter als gleiche Fälle einander angepasst.
            

            Güter sind im Unterschied zu Sachen nicht bloß das Objekt eines Rechtsanspruchs, sondern
               auch eine eigenständige Größe, die für sich steht. Im Gütereigentum wird das Eigentumsrecht
               von beiden Entitäten aus begriffen: von seinem Inhaber und von seinem Gegenstand. Zwar sind Güter selbst keine normative Quelle. Ihnen entspringt
               keinerlei normativer Inhalt, der Eigentumsrechte prägen könnte. Dass Güter eine eigenständige
               Größe bilden, erklärt sich vielmehr aus ihren artspezifischen Besonderheiten und aus
               den Anforderungen, die sich aus diesen Besonderheiten für die Geltung von Eigentumsansprüchen
               ergeben.
            

            Erstens zeichnen sich Güter durch Besonderheiten aus, die sie in verschiedene Arten
               unterteilbar machen. Gebrauchsgüter wie Bekleidung, Möbel und Bücher werden im alltäglichen
               Gebrauch genutzt und besitzen zumeist eine persönliche Bedeutung. Bedarfsgüter, das
               heißt Infrastrukturen wie Kliniken, Schulen und Wohn40raum, machen einer Bevölkerung Ressourcen zugänglich, die benötigt werden, um einen
               Grundbedarf an Lebensqualität, Sicherheit und Persönlichkeitsentfaltung zu decken.
               Produktivgüter wie Unternehmen, Aktien und Kredite ermöglichen es, Güter herzustellen;
               und Naturgüter wie Wälder, Böden und Meere zeichnen sich durch Ökosystemdienstleistungen
               aus, die von Menschen genutzt, aber nicht hergestellt werden.
            

            Diese artspezifischen Besonderheiten sind zweitens für die Art und Weise bedeutsam,
               wie Eigentumsrechte ihre Geltungsbedingungen erfüllen. Geltungsbedingungen werden
               von Eigentumsrechten vorausgesetzt, die Geltung beanspruchen, und stellen insoweit
               bloß einen Anspruch auf Geltung auf. Dieser ist erst verwirklicht, wenn die Geltungsbedingungen
               auch erfüllt sind. Die Besonderheiten der Güter stellen nun jeweils bestimmte Anforderungen
               an die Art und Weise, wie sich die Geltungsbedingungen erfüllen lassen: Eigentum muss
               in Bezug auf unterschiedliche Güter je andersartig ausgestaltet werden, um Geltung
               zu erlangen.[44]  Jedes Eigentum an einer anderen Güterart macht deshalb ein besonderes Eigentumsverhältnis
               (eine bestimmte Eigentumsförmigkeit, Eigentumspflicht und Eigentumsordnung) erforderlich,
               damit es als Eigentum überhaupt Geltung besitzt. Beispielsweise (was an dieser Stelle
               nur angedeutet werden kann) lassen sich Gebrauchsgüter individuell nutzen, wohingegen
               sich die Nutzung von Bedarfsgütern nur kollektiv organisieren lässt; in Bezug auf
               Erstere erlangt Privateigentum Geltung, in Bezug auf Letztere kollektives Eigentum.
               Für Produktivgüter wie Unternehmen gilt zwar ebenfalls kollektives Eigentum, allerdings
               aus Gründen der kollektiven Wertschöpfung (siehe oben). Auf der Grundlage von Gütereigentum
               gestalten sich Eigentumsordnungen also je anders und zutreffender als auf der des
               Sacheigentums, in dessen Licht alle Güter als einerlei gelten.
            

         

         
            
               8. Schranken und Grenzen

            

            Eigentumskonflikte lassen sich nicht ein für alle Mal aus der Welt schaffen, wie es
               die Sozialphantasie eigentumsloser Gesellschaften verheißt. Sie sind aber auch kein
               unentrinnbares Schicksal. Ihnen 41wird vielmehr ein Riegel vorgeschoben, indem Eigentumsrechte reguliert werden. Diese
               Regulierung erfolgt durch äußere Schranken und durch innere Grenzen, die sich einander
               ergänzen. Diese Unterscheidung wird selten berücksichtigt, hat jedoch weitreichende
               Folgen dafür, mit welcher Durchschlagskraft sich Regulierungen gegen Eigentumsrechte
               durchsetzen lassen. Eigentum werden Schranken auferlegt, die sich aus den Ansprüchen
               anderer ergeben. Eigentum stößt jedoch auch auf eigene Grenzen. Schranken werden von außen gegen das Eigentum in Anschlag gebracht, während es durch eigene Grenzen von innen eingehegt wird. Als eigene Grenzen fallen sie in das Eigentum selbst.
            

            Zunächst zu den Schranken des Eigentums. Diese ergeben sich vor allem aus dem moralischen Verletzungsgebot.
               Auch wenn ein Eigentümer frei über das Seine bestimmt, darf er sein Messer, so Robert
               Nozicks drastisches Beispiel, nicht in der Brust einer anderen Person platzieren.[45]  Auf der gleichen Linie bewegen sich zahlreiche Schutzrechte: Eigentum wird durch
               Rechte des Lebensschutzes, des Verbraucherschutzes, des Arbeitsschutzes, des Gesundheitsschutzes,
               des Umweltschutzes und des Tierschutzes beschränkt. Solche Verletzungsverbote sind
               von allgemeiner moralischer Art: Wir sind zu ihnen nicht als Eigentümer verpflichtet,
               sondern als Menschen.
            

            In Theorien des absoluten Eigentums wird angenommen, dass Eigentumsrechte ausschließlich durch Schranken reguliert
               werden dürfen. Diese Vorstellung wurde wirkmächtig von William Blackstone vertreten.
               Eigentum sei die »despotische Herrschaft […] über die Dinge der äußeren Welt unter
               vollkommenem Ausschluss der Rechte aller anderen Individuen des Universums«.[46]  Keineswegs wird damit ein Amoralismus befürwortet, als dürften Eigentümer anderen
               schweren Schaden zufügen. Vielmehr wird behauptet, dass das Eigentumsrecht unbegrenzt
               gilt und nur durch äußere Schranken eingehegt werden darf. An sich kennt diese Willkürfreiheit
               der Eigentümer keine Grenzen. Nur die Rechte anderer Personen und entsprechende Gesetze
               setzen ihr Schranken. So heißt es in § 903 BGB, dass Eigentümer mit ihren Sachen »nach
               Belieben« verfahren können, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter »ent42gegenstehen«. Eine solche Vorstellung absoluten Eigentums wird auch im Libertarismus
               vertreten. Unter Berufung auf sie werden, beispielsweise von Robert Nozick, Steuern
               als Diebstahl bezeichnet. Wenn Eigentum zum Zweck des Gemeinwohls besteuert wird,
               um Transferzahlungen zugunsten Bedürftiger zu finanzieren, wird scheinbar in das Freiheitsrecht
               der Eigentümer eingegriffen, die ja niemanden verletzt haben.
            

            Die absolute Vorstellung von Eigentum erschwert dessen Regulierung. Zwar bleiben Eigentumsrechte
               durch Verbote beschränkt. Aber diese Beschränkungen treten von außen und nachträglich
               an das Eigentum heran. Sie sind nicht selbst Teil des Eigentums, sondern ihm wesensfremd.
               Eigentumsrechte gelten zunächst unbegrenzt und werden anschließend durch andere Rechte
               beschränkt. Schranken sind den Ansprüchen von Eigentümern insoweit nachgeordnet. Erst
               gelten Freiheitsansprüche, die dann durch Schutzrechte in Schach gehalten werden müssen.
               Schutzrechte greifen somit von außen ins Eigentum ein und stehen damit grundsätzlich
               unter dem Verdacht der Freiheitsbeschränkung. Nicht Eigentum, sondern seine Schranken
               stehen hier unter Rechtfertigungsdruck. Sie werden deshalb von Eigentümern als Eingriffe
               in ihre Freiheit wahrgenommen und mit einem Abwehrreflex beantwortet.
            

            Wirksamer lässt sich Eigentum durch Grenzen regulieren, die der Eigentumsidee von Haus aus eingeschrieben sind. Der Grund, der
               Eigentum zu begrenzen erlaubt, liegt hier im Eigentum selbst. Eine solche Regulierung
               durch innere Grenzen lässt sich als liminales Eigentum bezeichnen.[47]  Weil liminales Eigentum von vornherein an innere Grenzen gebunden ist, lässt sich
               weder seine Freiheit auf Willkürfreiheit noch seine Regulierung auf Schranken verkürzen.
               Es bildet eine alternative Eigentumsform, nicht aber eine Alternative zum Eigentum
               überhaupt: Als Letzteres würde es nur erscheinen, wenn man das absolute Eigentum zum
               alleinigen Eigentumsbegriff erheben würde. Im Eigentumsgedanken selbst liegt vielmehr,
               dass nur bestimmte Güter eigentumsförmig sind, dass für bestimmte Güter kollektive
               Eigentumsordnungen gelten und dass Eigentümer an besondere Pflichten gebunden sind.
               Dabei 43werden zwei unterschiedliche Konzeptionen innerer Grenzen des Eigentums vertreten.
            

            Eigentumsrechte werden erstens durch interne Grenzen reguliert, die sich aus der Verallgemeinerbarkeit von Freiheitsansprüchen
               ergeben. Interne Grenzen entstehen aufgrund der generalisierbaren Form eines Anspruchs:
               Das Recht eines Einzelnen ist zugleich das allgemeine Recht aller. Daraus ergibt sich
               das liberale Prinzip gleicher Freiheit und die Vorstellung interner Grenzen: Die individuelle
               Freiheit einer Person wird durch die Gleichheit der Freiheit aller begrenzt. »Dasselbe
               Gesetz der Natur, das uns […] Eigentum gibt, begrenzt dieses Eigentum auch.«[48]  Eigentumsrechte stehen also von vornherein unter dem Vorbehalt der Gleichheit. Jede
               Person muss das gleiche Recht auf Eigentum besitzen und effektiv ausüben können. Diese
               Gleichheit wird zu einer Bandbreite von Eigentumsarrangements ausgestaltet, die von
               der formalen Reziprozität (sic utere ut alienum non laedas – gebrauche dein Eigentum so, dass du nicht das Eigentum anderer verletzt) über die
               relationale Gerechtigkeit (relational justice)[49]  bis zum »fairen Wert« eines Rechts reicht, das von allen gleichermaßen wahrgenommen
               werden können muss.[50]  Eigentum darf für Einzelne kein leeres Versprechen bleiben, sondern muss für alle
               gleichermaßen auch zugänglich sein.
            

            Das liberale Selbstverständnis von Eigentumsgesellschaften beinhaltet deshalb – jedenfalls
               recht besehen – ein hohes Maß an Gleichheit. Grenzen des Eigentums werden im Liberalismus
               durchaus anerkannt. Dessen Schwäche besteht vielmehr darin, dass Eigentumsrechte hier
               allein durch das Prinzip gleicher Freiheit begrenzt werden. Das liberale Prinzip gleicher
               Eigentumsfreiheiten vermag nur den gleichen Zugang zu Privateigentum zu berücksichtigen.
               Es reicht jedoch nicht aus, um auch mögliche Alternativen kollektiven Eigentums anzuerkennen.
               Zudem bilden hier die (sachenrechtli44chen) Ansprüche von Eigentümern den Kristallisationspunkt. Eigentum wird so unabhängig
               von den spezifischen Güterarten bestimmt. Im Liberalismus wird also Eigentum von vornherein
               auf Privateigentum verengt und lediglich als Sacheigentum entworfen.
            

            Das Vernunftrecht und dessen Konzept, zweitens, inhärenter Grenzen bieten eine Alternative, um kollektivem Eigentum und dem Gütereigentum gerecht
               zu werden. Eigentumsrechte stoßen hier auf eigene Grenzen in Gestalt ihrer Geltungsbedingungen,
               die sie, wie bereits ausgeführt, selbst voraussetzen. Normen müssen formale Bedingungen
               erfüllen, damit sie gelten. Diese Geltungsbedingungen wirken als inhärente – oder
               in Hegels Worten: immanente – Grenzen:[51]  Wenn etwas durch eine Bedingung ermöglicht wird, dann gewinnt es zwar eine Selbständigkeit,
               gerät aber auch in Abhängigkeit von der Bedingung, die seine Selbständigkeit ermöglicht.
               Demnach zeichnen sich Geltungsbedingungen durch den Doppelcharakter aus, Ermöglichung
               und Grenze zugleich zu sein: Sie verschaffen dem Eigentum normative Geltung und begrenzen
               diese Geltung zugleich. Wir haben oben gesehen, dass sie dem Eigentum die Geltung
               eines Freiheitsrechts verleihen. Zugleich hat sich auch gezeigt, dass diese Freiheit
               eine kollektive Gestalt annimmt. Dieselben Bedingungen, denen Eigentum seine Geltung
               als Freiheitsrecht verdankt, binden die Freiheit an kollektives Eigentum. Eigentum
               lässt sich als Freiheitsrecht also nur denken, wenn gemeinschaftliches und öffentliches
               Eigentum mitgedacht wird.
            

            Inhärente Grenzen stehen auch in Einklang mit dem Gütereigentum. Dies zeigt sich insbesondere
               in Bezug auf Naturgüter.[52]  Eigentum rechtfertigt sich, wie oben ausgeführt wurde, als das Recht auf die Ergebnisse
               des eigenen Tuns: Wer etwas erschafft, dem gehört es auch. Diese Regel vom Eigentum
               an den Erträgen betrifft zunächst die menschliche Arbeit. Sie gilt aber auch für das
               Naturverhältnis. Naturgüter lassen sich zumeist nur nutzen, nachdem sie bearbeitet
               worden sind. Durch diese Bearbeitung wird die Regel auf den Bereich der Natur übertragen.
               Die Pointe liegt auf der Hand: Auch durch Ökosystemdienstleistungen (Bestäubung durch
               45Insekten, Transport von Feuchtigkeit durch Wolken und Gewässer, Fruchtbarkeit durch
               Regeneration von Böden etc.) wird zur Wertschöpfung beigetragen. Die Regel »Wertschöpfung
               rechtfertigt Eigentum« gilt demnach auch für die Natur. Wenn also Menschen Eigentumsrechte
               haben, dann gibt es keinen Grund, sie der Natur vorzuenthalten. Um es auf eine Formel
               zu bringen: Mit natürlichen Ressourcen nutzen Menschen immer auch fremdes Eigentum,
               das der Natur gehört und Menschen zu einem sorgsamen Gebrauch verpflichtet. Im Eigentum
               selbst also liegt eine Pflicht gegenüber der Natur, sie nachhaltig zu nutzen. Um die
               Ökologiekrisen der Gegenwart einzudämmen, muss das Eigentum weder abgeschafft noch
               neu erfunden werden. Es genügt, Eigentum zu dem zu machen, was es seinem Selbstverständnis
               nach ist.
            

         

         
            
               9. Aneignung und Enteignung

            

            Aneignung und Enteignung sind schillernde Begriffe von elektrisierender Wirkung. Es
               fällt dabei auf, dass es keinesfalls einen Konsens über ihre jeweilige Bedeutung gibt.
               Mehrdeutigkeiten sind vielmehr die Regel. Abschließend soll deshalb mit Hilfe einiger
               Begriffsunterscheidungen versucht werden, Klarheit zu schaffen. Dabei geht es lediglich
               um einen Versuch, unterschiedliche Bedeutungen zu ordnen.
            

            Unter Aneignung wird eine bestimmte Art der Eigentumsbildung verstanden, in der etwas in jemandes
               Eigentum übergeht. Sie unterscheidet sich von anderen Arten der Eigentumsbildung wie
               der Eigentumsvermehrung, die eine übliche Weise ist, wie Eigentümer ihr Verwertungsrecht
               (siehe oben) ausüben: Aus bestehendem Eigentum wird durch dessen Wertsteigerung (Aktiengewinne,
               Vermögenszuwächse, Kapitalrendite etc.) mehr Eigentum. Hingegen wird etwas angeeignet,
               ohne dass es aus Eigentum hervorgeht, welches einem bereits gehört. Aneignung unterscheidet
               sich zudem von der Eigentumsübertragung (siehe oben), die die Einwilligung des Voreigentümers
               voraussetzt: bei der beidseitigen Übertragung stimmt der Verkäufer zu, bei der einseitigen
               Übertragung der Schenker beziehungsweise Erblasser. In der Aneignung geht hingegen
               etwas in jemandes Eigentum über, ohne dass ein Voreigentümer zugestimmt hat.
            

            46Es gibt zwei Typen von Aneignung, die sich je unterschiedlich zur Enteignung verhalten:
               Die Aneignung, mit der keine Enteignung einhergeht, tritt als Propriation auf; dagegen
               wird durch die Aneignung mit korrespondierender Enteignung eine Umverteilung vollführt.[53]  Durch Propriation (beziehungsweise Propertisierung), um mit ihr zu beginnen, entsteht überhaupt erst
               Eigentum. Etwas wird erstmalig in Eigentum überführt. Eigentum an Gütern, die zuvor
               kein Eigentum waren, kommt hier erst in die Welt. Aneignung beschreibt insoweit einen
               Prozess der Eigentumsschöpfung. Eigentum an etwas wird geschaffen, das zuvor kein
               Eigentum war.
            

            Arbeit bildet den Musterfall für die Propriation. Durch Arbeit, so wurde oben unter
               Berufung auf die Werttheorie ausgeführt, entsteht Eigentum an einem Wert, den es zuvor
               nicht gab: Wertschöpfung ist zugleich Eigentumsschöpfung. Eigentum geht aus Arbeit
               hervor, indem Werte geschaffen werden, die ihren Erzeugern gehören. Durch Arbeit kommen
               Werte in die Welt und in eins damit individuelles beziehungsweise kollektives Eigentum
               an ihnen. Arbeit ist somit eine Aneignung von Welt.
            

            Auch die Datafizierung ist ein Fall von Propriation, jedoch mit einem wichtigen Unterschied:
               Mit ihr wird Eigentum zwar erstmalig gebildet, aber an etwas, das es bereits gibt.
               Als Datafizierung wird der technikbasierte Prozess bezeichnet, in dem Inhalte in die
               digitale Form maschinenlesbarer Daten überführt werden.[54]  Mit der technischen Verfügbarmachung werden Inhalte unvermeidlich auch eigentumsförmig
               verfügbar und in eine proprietäre Datenform verwandelt: Durch Datafizierung wird digitales
               Eigentum gebildet.[55]  Sie bringt also Eigentum an Inhalten hervor, die es zwar 47schon gab, aber noch nicht als Eigentum. Inhalte werden angeeignet, die zuvor kein
               Eigentum waren und nun Eigentum sind. Soziale Kontakte, Standortwechsel, Gefühle,
               Stimmen sind in der realen Welt kein Eigentum, werden aber durch ihre Datafizierung
               als Eigentum codiert. Dabei ist durchaus umkämpft, wer die Eigentümer digitaler Inhalte
               sind beziehungsweise sein sollten: Aus der werttheoretischen Sicht des Vernunftrechts
               gehören sie den Nutzerinnen, die sie kollektiv erzeugen; aus Sicht des Kontraktualismus
               sind sie, wie es gegenwärtig der Fall ist, Eigentum privater Tech-Unternehmen.
            

            Aneignung kann auch die Gestalt einer Umverteilung annehmen, in der fremdes Eigentum an einen neuen Eigentümer übergeht. Das Eigentum
               des einen wird in das Eigentum eines anderen umgewandelt. Aneignungen, wurde gesagt,
               bedürfen nicht der Einwilligung eines Voreigentümers. Die Propriation kommt ohne dessen
               Einwilligung aus, weil Eigentum überhaupt erst entsteht und es davor einen zustimmungsberechtigten
               Voreigentümer nicht gibt. Die Umverteilung wiederum erfolgt ohne die Einwilligung
               eines Voreigentümers, weil sie unabhängig von dessen Zustimmung vollzogen werden kann.
               Die Umverteilung darf zugunsten eines neuen Eigentümers auch gegen den Willen des
               Voreigentümers erzwungen werden. Dieses unfreiwillige Abtreten wird auf den Begriff
               der Enteignung gebracht. Mit der Aneignung geht hier die erzwungene Enteignung eines
               Voreigentümers einher. Im Fall der Umverteilung ist Aneignung also nicht ohne Enteignung
               möglich.
            

            Bei Enteignungen findet in der Regel eine Umwandlung von Eigentumsformen (privates, gemeinschaftliches,
               öffentliches Eigentum) statt.[56]  Sechs Arten der Enteignung lassen sich unterscheiden. Erstens finden bestimmte Enteignungen
               im Zuge von Rechtsrevolutionen statt. Die bürgerlichen und sozialistischen Revolutionen
               haben gleichermaßen neue Eigentumsrechte etabliert, mit denen 48die Enteignung vormaliger Eigentümer einhergeht. So ist die bürgerliche Eigentumsordnung
               selbst der revolutionären Enteignung von Adel, Klerus und Großgrundbesitzern entsprungen.
               Historisch betrachtet gibt es kein bürgerliches Privateigentum, ohne dass Feudalvermögen
               enteignet wird.
            

            Zweitens wird in liberalen Verfassungen dem Staat die Möglichkeit eingeräumt, Privateigentum
               in öffentliches Eigentum umzuwandeln, um Zugriff auf einzelne Güter zu bekommen, die
               für eine intakte Wirtschaftsordnung unentbehrlich sind: wie etwa ein bestimmtes Grundstück,
               das für den Bau eines Kraftwerks benötigt wird. Enteignungen werden vom liberalen
               Staat nur zähneknirschend angewandt, da er eine freiwillige Transaktion bevorzugt
               hätte.[57]  Den privaten Voreigentümern wird dabei eine angemessene Entschädigung und der offene
               Rechtsweg verfassungsrechtlich garantiert, um die Rechtmäßigkeit der Enteignung gerichtlich
               überprüfen lassen zu können.
            

            Enteignungen stellen drittens aus Sicht des Utilitarismus eine gerechtfertigte Maßnahme
               dar, um Gemeineigentum in Privateigentum umzuwandeln. Die erzwungene Privatisierung
               wird mit der größeren Effizienz begründet, die von einer auf Privateigentum beruhenden
               Wirtschaft erwartet wird. Auf dieses utilitaristische Argument stützt sich John Locke
               in seiner Rechtfertigung des Siedlerkolonialismus in Nordamerika. Locke anerkennt,
               dass die First Nations nicht in eigentumslosen Gesellschaften leben, sondern Land als ihr Gemeineigentum
               betrachten.[58]  Weil aber eine Agrarwirtschaft, die auf den englischen Rechten des Privateigentums
               beruht, eine größere Produktivität besitzt, dürften vermeintlich die First Nations enteignet werden. Unter Berufung auf das utilitaristische Argument wird auch die
               Enclosure-Bewegung des 17. Jahrhunderts legalisiert.[59]  Gemeinschaften, denen Land (Commons, Allmende) gehört, dürfen zugunsten von privaten Großgrundbesitzern zwangsweise enteignet
               werden, die höhere Erträge erwirtschaften.
            

            49Die Okkupationstheorie stellt eine vierte Art dar, Enteignung zu rechtfertigen. Über
               alle Unterschiede hinweg bildet sie eine Schnittmenge zwischen Naturrechtslehren und
               Kontraktualismus. Unter Okkupation wird dabei die Erstaneignung verstanden, der zufolge
               etwas, das niemandem gehört – eine sogenannte herrenlose Sache (res nullius) –, in Besitz genommen werden darf. Wie der Utilitarismus verschaffte auch die Okkupationstheorie
               damit dem Kolonialismus eine Legitimation;[60]  jedoch mit einem entscheidenden Unterschied. Denn ihrem Selbstverständnis nach sind
               Okkupationstheorien keine Theorien der Enteignung: Sie selbst erwecken den Schein
               einer Aneignung ohne Enteignung.
            

            Okkupationstheorien verschleiern die Enteignung, die von ihnen vorausgesetzt wird.
               Sie erzeugen dabei den Schein vermeintlicher Eigentumslosigkeit. Damit Güter angeeignet
               werden können, müssen sie zuvor als herrenlos gelten. Das eigentumsförmige Okkupationsrecht
               dient somit zwei Zielen: Zum einen legalisiert es die private Aneignung von Gütern.
               Zum anderen codiert es diese Güter vorausgehend als herrenlos. Traditionell werden
               mit Hilfe des Narrativs eines Naturzustands, in dem es kein Eigentum gibt, Nebelkerzen
               geworfen, um zu verschleiern, dass die angeeigneten Güter bereits (kollektives) Eigentum
               sind. Thomas Hobbes gilt als Kronzeuge für das verdeckte Junktim zwischen Aneignung
               und Enteignung im Kontraktualismus: Indigene können laut Hobbes keine Verträge haben,
               weil sie keine Staatlichkeit kennen, die zur Überwachung der Verträge erforderlich
               wäre. Eigentum aber entsteht durch vertragliche Vereinbarungen. Ohne sie kann Land
               deshalb auch nicht als Eigentum gelten. Das Land der Indigenen erscheint also als
               herrenloses Gut, das niemandem gehört, und darf deshalb vermeintlich von Siedlern
               und Kolonisten durch Verträge in Besitz genommen werden.
            

            Indigenes Land wird demnach als herrenlose Sache codiert, damit es von Kolonialmächten
               in Besitz genommen werden darf. Recht betrachtet aber wird Land von indigenen Gemeinschaften
               als Gemeineigentum (commons, Allmende) oder treuhändisch als fremdes Eigentum verwaltet, das den Ahnen, Schutzheiligen
               oder 50Naturgottheiten gehört.[61]  Auf jeden Fall gehört das Land bereits einem Eigentümer: Ganz gleich, wer dieser
               Eigentümer ist, Land ist jedenfalls nicht herrenlos. Mit seiner Codierung als herrenlose
               Sache wird somit eine verkappte Enteignung vorgenommen. Unter Berufung auf die Okkupationstheorie
               wird also die Enteignung von Land legalisiert – ohne sie als Enteignung kenntlich
               zu machen – und damit die Rechtsgrundlage für koloniale Landnahmen geschaffen. Eine
               Fortsetzung bis in unsere Gegenwart hinein findet die okkupationstheoretische Enteignung
               unter der Bezeichnung kultureller Aneignung. Immaterialgüter marginalisierter Kulturen
               werden dabei zu Verwertungszwecken durch Patentierungen in Besitz genommen.[62]  Beispielsweise werden traditionelle Heilverfahren von Pharmakonzernen verwertet,
               ohne dass die indigenen Gemeinschaften gefragt oder an den Einnahmen beteiligt werden.[63] 

            Auch in den Traditionen der Kapitalismuskritik wird die okkupationstheoretische Enteignung
               zurückgewiesen und dabei mit den Figuren der Landnahme oder der Frontier beschrieben.[64]  Von Karl 51Marx über Rosa Luxemburg bis zu aktuellen Sozialismuspositionen wird die Annahme vertreten,
               dass Profit und Wachstum in kapitalistischen Gesellschaftsformationen nur unter der
               Voraussetzung einer privaten Aneignung von Gütern möglich sind, die einem Kollektiv
               zustehen.[65]  Nicht immer werden dabei die normativen Grundlagen dieser kollektiven Eigentumsansprüche
               ausgewiesen, die dabei verletzt werden. Für eine solche Begründung kann jedoch auf
               das prozedurale Konzept kollektiven Eigentums zurückgegriffen werden, das im demokratischen
               Sozialismus und der Wirtschaftsdemokratie verwendet wird (siehe oben). Zudem wird
               hier ideologiekritisch der Scheincharakter zurückgewiesen, als würden durch Okkupation
               nur herrenlose Sachen angeeignet werden, die niemandem gehören. Durch Einführung von
               Privateigentum werden nicht nur Güter individuell in Besitz genommen, sondern diese
               Güter zuvor als herrenlose Sachen codiert, die bei genauerer Betrachtung einer Gemeinschaft
               oder Gesellschaft gehören. Verschleiert wird dabei, dass durchaus berechtigte Ansprüche
               kollektiver Eigentümer verletzt werden und somit die Aneignung als Enteignung stattfindet.
            

            Die Vergesellschaftung ist eine fünfte Art der Enteignung und überführt Privateigentum
               in kollektives Eigentum. Aus normativen Gründen verdient kollektives Eigentum hier
               einen Vorrang vor Privateigentum. Dies unterscheidet sie von der liberalen Enteignung
               (siehe oben), die als bedauernswerte Notlösung gilt angesichts dessen, dass Privateigentum
               einen Vorzug verdient. Im Unterschied dazu verhilft Vergesellschaftung den legitimen
               Eigentümern zu ihrem Recht. Ihre normativen Grundlagen bildet die Werttheorie, der
               zufolge kollektive Wertschöpfung zum kollektiven Eigentum an den Erträgen berechtigt.
               Vergesellschaftung zielt deshalb auf die Etablierung einer Eigentumsstruktur mit starken
               Elementen der Partizipation: Arbeiter sind Miteigentümer der Betriebe und haben deshalb
               teil an den betrieblichen Entscheidungen; Bewohnerinnen, die städtischen Raum in Wert
               setzen, entscheiden über dessen Gestaltung mit; und digitale Nutzerinnen beteiligen
               sich direkt an den Entscheidungen über die digitalen Infrastrukturen, die von ihren
               Daten leben. Durch diese dezentralisierenden Partizipationsrechte 52zeichnet sich Vergesellschaftung gegenüber der Verstaatlichung aus, der sechsten Art
               von Enteignung, die durch Zentralisierung charakterisiert ist. Vergesellschaftung
               ermöglicht die dezentrale und basisdemokratische Steuerung von selbstverwalteten Betrieben,
               Infrastrukturen und Institutionen durch die, die sie betreiben, nutzen und in Wert
               setzen.
            

         

         
            
               10. Die Rückkehr der Eigentumsfrage

            

            Dieser Band möchte die Debatte über die Grenzen des Privateigentums und die Alternativen
               zu ihm beleben. Zunächst wurde ein Angebot gemacht, was wir überhaupt unter Eigentum
               verstehen können. Selbstverständlich ist das normative und begriffliche Gerüst, das
               ich dabei ausgeführt habe, allein noch kein Beleg für eine Rückkehr der Eigentumsfrage.
               Dass sie an der Zeit ist, muss sich vielmehr in den konkreten Beiträgen erweisen.
               Dabei decken die Beiträge ein facettenreiches Spektrum eigentumstheoretischer Positionen
               ab, das die Pluralität von gesellschaftspolitischen Lösungsvorschlägen widerspiegelt.
            

            Das erste Kapitel ist den normativen Grundlagen des Eigentums gewidmet, die aus unterschiedlichen
               Perspektiven betrachtet werden. Hanoch Dagan blickt auf die enge Verbindung, die das liberale Eigentumsverständnis zwischen Autonomie
               und die sie begrenzende Gerechtigkeit herstellt. Katharina Pistor geht der Frage nach, ob und, falls ja, wie das liberale Eigentumsverständnis über
               den Kapitalismus der Gegenwart hinausführt. Diese Frage wird von Christoph Menke in seinem Beitrag verneint, dem zufolge das Eigentum vor allem durch seine Vergesellschaftung
               gerettet wird. Eine Schattenseite liberaler Eigentumspraktiken wird von Brenna Bhandar in ihrem Beitrag über koloniale Landnahmen beleuchtet, denen durch Eigentumsrechte
               eine Legitimation verschafft wurde.
            

            Im zweiten Kapitel werden anhand von Fallbeispielen die Grenzen des Privateigentums
               ausgelotet. Die Beiträge teilen dabei die Annahme, dass die Geltung von Eigentumsrechten
               zugleich deren Begrenzung voraussetzt. Nicholas Mulder führt mit einer Vielzahl historischer Fälle vor Augen, dass Enteignung in der Geschichte
               kein Gegenspieler des Eigentums war, sondern von Anbeginn zu dessen Selbstverständnis
               gehört. Wiederum zeigen Jacob Blumenfeld 53aus ideengeschichtlicher und Tim Wihl aus rechtswissenschaftlicher Perspektive, weshalb Vergesellschaftung ein integraler
               Bestandteil des Eigentumsrechts ist. Auch sind Erbschaften, wie Thomas Gutmann argumentiert, nur dann vom Eigentumsrecht gedeckt, wenn es an seine sozialen Funktionen
               gebunden ist. Die normative Grundlage für eine solche Beschränkung von Erbschaften
               sieht Stefan Gosepath in der zeitlichen Befristung von Eigentum auf die Lebenszeit des Eigentümers.
            

            Die beiden folgenden Kapitel tragen dem Gedanken des Gütereigentums Rechnung, indem
               Eigentum jeweils von einer bestimmten Güterart her behandelt wird. Das dritte Kapitel
               rückt das Wohneigentum in den Fokus. Die Deutung der Wohnungsversorgung als Infrastruktur
               schafft laut Barbara Schönig die Grundlage für einen wohnungspolitischen Pluralismus von privatem, genossenschaftlichem
               und öffentlichem Wohneigentum. Regina Kreide setzt einen stärkeren Akzent auf Vergesellschaftung und argumentiert, dass Wohnen
               eine infrastrukturelle Bedingung für gesellschaftliche und demokratische Kooperation
               ist und vor allem durch kollektive Eigentumsformen organisiert werden sollte. Die
               Vergesellschaftung des Wohneigentums wird wiederum von Rahel Jaeggi im Rückgriff auf Hegels Theorie kollektiven Eigentums begründet. In dem Beitrag über
               die politische Ökonomie des Wohnens von Andrej Holm werden die Gründe für die Vergesellschaftung des Wohneigentums empirisch untermauert
               und Strategien für dessen Dekommodifizierung entworfen. Niklas Angebauer schließlich untersucht die Rolle, die insbesondere das Eigentum an Grund und Boden
               in der Wohnungspolitik spielt.
            

            Das vierte Kapitel widmet sich der Frage nach dem Eigentum an Naturgütern. Ausgehend
               von der Debatte über die Rechte der Natur erläutert Jens Kersten in seinem Beitrag sowohl die Gründe, weshalb Ökosysteme Eigentumsrechte verdienen,
               als auch die Folgen, die sich aus diesen Eigentumsrechten der Natur für die Nachhaltigkeitspolitik
               ergeben. Hingegen verspricht sich Philipp Degens eine wirksame Nachhaltigkeitswende von der Ausweitung verpflichtender Inhalts- und
               Schrankenbestimmungen, die die geltenden Eigentumsrechte inhärent begrenzen. In Bezug
               auf den klimapolitischen Schutz der Atmosphäre schlägt Megan Blomfield wiederum ein kontraktualistisches Modell des Gemeineigentums vor. Wim Carton und Andreas Malm legen in ihrem Beitrag die politisch-54ökonomische Dynamik dar, mit der Eigentumsrechte an fossilen Brennstoffen aufgehoben
               werden und die so eine Erderwärmung noch begrenzen könnte. Schließlich untersucht
               William E. Scheuerman die Gründe für einen zivilen Ungehorsam, der sich gegen klimazerstörende Eigentumsarrangements
               richtet und sich durch seine Gewaltfreiheit von extremen Formen des Widerstands absetzt.
            

            Im fünften Kapitel werden verschiedene Immaterialgüter auf ihre eigentumstheoretischen
               Grundlagen hin betrachtet. Die Bedeutung der sozialen Relation auch in immateriellen
               Eigentumsverhältnissen und die hier entstehenden Konflikte zwischen privaten und kollektiven
               Interessen werden von Bertram Lomfeld in Bezug auf geistige Formen und Ideen (Kunstwerke, Erfindungen, Marken, Designs,
               Geschäftsgeheimnisse) sowie von Salomé Viljoen in Bezug auf digitale Daten untersucht. Der Konflikt um vermachtete Infrastrukturen
               der Digitalisierung steht wiederum im Mittelpunkt des Beitrags über die Eigentumskonstellationen
               im digitalen Kapitalismus von Christoph Sorg und Philipp Staab. Schließlich wird die finanzialisierte Form geistigen Eigentums von Hyo Yoong Kang anhand von Patenten untersucht, die zunehmend als Vermögensanlagen eingesetzt werden.
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            I. Konzepte und Kritik des Eigentums
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               Hanoch Dagan

               Die liberale Eigentumstheorie
               

            

            
               
                  Einleitung

               

               In meinem Buch A Liberal Theory of Property[1]  zeige ich, dass man Eigentum als Institution begreifen, rechtfertigen und auslegen
                  sollte, die Machtbefugnisse erteilt und deren Grundprinzip und Telos Autonomie ist. Die Verpflichtung auf individuelle Autonomie steht folglich nicht
                  nur bei der Rechtfertigung des Eigentums im Vordergrund. Sie sollte auch die wirkliche
                  Verfasstheit des Eigentums maßgeblich prägen und in seine wichtigsten rechtlichen
                  Bestimmungen eingehen. Weiter behaupte ich, dass sich das Eigentumsrecht eines wahrhaft
                  liberalen Gemeinwesens an den folgenden drei Grundsätzen eines autonomiefördernden
                  Eigentumsverständnisses orientiert:
               

               (1) Die behutsame Eingrenzung der privaten Autorität von Eigentümerinnen und Eigentümern
                  nach Maßgabe des Beitrags, den das Eigentum zu ihrer Selbstbestimmung leistet.
               

               (2) Die Bereitstellung eines strukturell pluralistischen Inventars von Eigentumsformen,
                  das Menschen echte Wahlfreiheit ermöglicht.
               

               (3) Das Gebot relationaler Gerechtigkeit, das Eigentümerschaft der Maxime gegenseitiger
                  Achtung der Selbstbestimmung unterwirft, die ihre Legitimationsgrundlage darstellt.
               

               A Liberal Theory of Property wurde 2021 veröffentlicht. Nach Erscheinen des Buches durfte sich die liberale Eigentumstheorie
                  umfangreicher und genauer wissenschaftlicher Prüfung erfreuen.[2]  Der 58folgende Beitrag bietet eine konzise Neuformulierung der Theorie und kann dabei hoffentlich
                  einige wichtige Punkte erhellen und präzisieren, die scharfsinnige Leserinnen und
                  Leser des Buches in Bezug auf die liberale Eigentumstheorie und angrenzende Fragen
                  aufgeworfen haben.
               

               Zunächst werde ich das normative und begriffliche Gerüst der liberalen Eigentumstheorie
                  darstellen. Der erste Abschnitt arbeitet den liberalen Fluchtpunkt des Eigentums heraus,
                  indem er die liberale Eigentumstheorie mit unabhängigkeitszentrierten Ansätzen kontrastiert
                  und das liberale Autonomiebekenntnis im breiteren Horizont der Politischen Philosophie
                  verortet. Der zweite Abschnitt konzentriert sich auf das Versprechen und die Kernherausforderungen
                  des liberalen Eigentums, die daher rühren, dass es Quell der Ermächtigung und der
                  Verwundbarkeit gleichermaßen ist. Dabei argumentiere ich sowohl gegen eine an William
                  Blackstone orientierte Konzeption des Eigentums als »Bereich alleiniger und despotischer
                  Herrschaft«[3]  als auch gegen wohlfahrtsorientierte Ansätze, die Eigentum auf Nutzen, Versorgung
                  oder Ähnliches reduzieren.
               

               59Anschließend erörtere ich das liberale Eigentum als normative Idee und Grundlage des
                  Eigentumsrechts. Der dritte Abschnitt skizziert die drei Grundsätze des liberalen
                  Eigentums (behutsame Eingrenzung privater Autorität, struktureller Pluralismus und
                  relationale Gerechtigkeit), während sich der vierte mit weiterführenden rechtswissenschaftlichen,
                  institutionellen und rechtskontextuellen Belangen auseinandersetzt, die die pragmatischen
                  Ambitionen der liberalen Eigentumstheorie unterstreichen. Die beiden darauffolgenden
                  Abschnitte nehmen dagegen einen breiteren Blickwinkel ein und spezifizieren mit Hinsicht
                  auf Markt und Staat die Hintergrundbedingungen, die das liberale Eigentum jeweils
                  zu seinem Gedeihen benötigt. Der siebte Abschnitt schließt diesen Abriss der liberalen
                  Eigentumstheorie mit einem Plädoyer für das liberale Eigentum als Leitstern des Eigentumsrechts.
               

            

            
               
                  1. Der liberale Fluchtpunkt des Eigentums

               

               Da die Begriffe ›liberal‹ und ›Liberalismus‹ in verschiedenen intellektuellen und
                  öffentlichen Diskursen unterschiedlich konnotiert sind, ist es sinnvoll, eingangs
                  kurz zu erläutern, was ich darunter verstehe. Meiner Auffassung nach lautet die Grundüberzeugung
                  des Liberalismus, dass Menschen – und zwar alle Menschen – das Recht haben, ihre Fähigkeit
                  auszuleben, »eine Vorstellung des Guten zu vertreten, zu revidieren und rational durchzusetzen«.[4]  Sie haben Anspruch auf ein Maß an Kontrolle über ihr eigenes Schicksal, »das sie
                  durch fortlaufende Entscheidungen im Verlauf ihres Lebens gestalten«.[5]  Selbstverständlich sind Menschen in einer bestimmten sozialen Umgebung verortet,
                  die sie zu einem gewissen Grad prägt; sie sind nie die alleinigen Urheberinnen oder
                  Urheber ihrer Lebensgeschichte. Nichtsdestotrotz sollten freie Individuen in letzter
                  Instanz selbst über ihr Geschick bestimmen dürfen.
               

               Wenn die Idee der Selbsturheberschaft (oder der Selbstbestimmung; ich verwende beide
                  Begriffe synonym) ins Extrem getrieben und als Vorabkonstruktion eines »erzählerischen
                  Bogens« für das eigene Leben interpretiert wird, so läuft sie zugegebenermaßen auf
                  eine Form der Unfreiheit hinaus. Daraus folgt jedoch nicht, dass 60wir im Umkehrschluss an jeder Weggabelung alles von Grund auf in Frage stellen müssen,
                  um frei zu sein. Unsere Lebensgeschichte ist weder ein im Voraus ausgeklügeltes Drehbuch
                  noch eine Reihe zusammenhangsloser Episoden. In der Regel ist es vielmehr so, dass
                  autonom handelnde Personen punktuell Entscheidungen sowohl über kurz- als auch über
                  langfristige Ziele treffen. Selbstbestimmung ist vereinbar damit, Pläne ändern und
                  manchmal sogar vollkommen umstoßen zu können – Gelegenheiten dazu sind in gewissem
                  Maße sogar erforderlich für sie.
               

               Autonomie setzt eine Maß an Unabhängigkeit voraus; sie erfordert notwendigerweise
                  eine gewisse Freiheit von der Einmischung anderer (negative Freiheit). Doch da eine Struktur negativer Rechte
                  nicht hinreicht, um Autonomie zu garantieren, müssen wir einen reichhaltigeren und
                  anspruchsvolleren Freiheitsbegriff zugrunde legen.[6]  Selbstbestimmung steht und fällt mit den materiellen Bedingungen und dem Vorhandensein
                  hinreichend vielfältiger Alternativen.[7]  Daher unterscheidet sich ein autonomiebasiertes Rechtssystem auf frappante Weise
                  von libertären und allen anderen Rechtssystemen, die – wie das Kantische – die Unabhängigkeit
                  zu ihrem Leitstern erheben.[8]  Die Grundnorm[9]  eines autonomiebasierten (wahrhaft liberalen) Rechtssystems ist das Recht der Menschen
                  auf ein Rechtssystem, das ihre Fähigkeit zur eigenmächtigen Lebensgestaltung unterstützt, anstatt lediglich sicherzustellen, dass sie bei ihren Entscheidungen keinem Zwang
                  unterliegen.
               

               Wenn diese Ausführungen vertraut klingen, so weil sie (wie die Fußnoten bezeugen)
                  bis zu einem gewissen Punkt auf der Arbeit von Joseph Raz beruhen. Gleichwohl unterscheidet
                  sich der autonomiebasierte Liberalismus von A Liberal Theory of Property nicht nur vom politischen Liberalismus des späteren Rawls, sondern auch vom liberalen
                  Perfektionismus, als dessen prominentester Vertreter Raz gemeinhin gilt.
               

               61Im Unterschied zum politischen Liberalismus verhält sich die liberale Eigentumstheorie
                  nicht agnostisch gegenüber der Autonomie, und zwar selbst dann nicht, wenn – wie das
                  wahrscheinlich der Fall ist – sich Gesellschaft und Politik zutiefst uneins über ihren
                  Wert sind. Damit kein Missverständnis aufkommt, sei versichert, dass auch ich ein
                  exklusives Bekenntnis zur Autonomie nicht als notwendig erachte. Ganz im Gegenteil.
                  Die liberale Eigentumstheorie anerkennt und würdigt die herausragende Bedeutung von
                  Unabhängigkeit, Gemeinschaft und Nutzen als Grundprinzipien verschiedener förderungswürdiger
                  Eigentumsformen, sind doch Unabhängigkeit und Gemeinschaft konstitutiv für den Wert
                  der Selbstbestimmung, zu dem wiederum der Nutzen in einem instrumentellen Verhältnis
                  steht. Dies bedeutet jedoch gleichzeitig, dass Autonomie der (eine) Grundwert ist,
                  von dem ein liberales System abhängt. Fundamentale Aufgabe des liberalen Staates ist
                  es, sicherzustellen, dass die Grundbedingungen unserer Autonomie gewahrt werden.
               

               Doch mein Autonomieansatz hebt sich auch scharf von der Position des umfassenden Perfektionismus
                  ab, zumindest von seinem in der zeitgenössischen Politischen Theorie üblichen Verständnis.
                  Der Perfektionismus enthält Entwürfe des guten Lebens, die in der Selbstbestimmung
                  typischerweise nur ein – wenn auch wichtiges – Mittel für ein vollkommenes menschliches
                  Leben sehen. Nach perfektionistischer Auffassung genießt die Autonomie nicht unbedingt
                  eine herausragende Stellung im Vergleich mit anderen Werten; und sie ist nur dann
                  wertvoll, wenn sie im Dienst wertvoller Zwecke steht. Deshalb gehen die perfektionistischen
                  Vorschriften schamlos über Fragen der Behandlung Dritter hinaus; oftmals erstrecken
                  sie sich auch auf unser Verhältnis zu uns selbst. Mit anderen Worten: Sie haben stets
                  einen paternalistischen Zug – und das keineswegs zufällig.
               

               Mein Liberalismusverständnis lässt mich Einwände gegen den Perfektionismus erheben.
                  Ein liberaler Staat muss zwar die allgemeinen Grundbedingungen menschlicher Autonomie
                  wahren, seine Befugnisse gehen jedoch nicht darüber hinaus. Das liberale Recht muss
                  Individuen dazu ermächtigen, ihren eigenen Entwurf des guten Lebens zu verwirklichen, vorausgesetzt – und das ist entscheidend –,
                  er wertet die anderen Lebensentwürfe nicht ab. Entgegen perfektionistischen Überzeugungen
                  sollte eine liberale Rechtsordnung keine spezifische Lebensform als besonders erstre62benswert anpreisen (oder als besonders schlecht verunglimpfen). Daraus folgt, dass
                  die liberale Eigentumstheorie sich jedes (potentiell respektlosen) Paternalismus enthält.
                  Und weiterhin, dass dem Wert der Autonomie hinsichtlich des Eigentums selbst dann
                  eine hervorragende Sonderstellung eingeräumt werden muss, wenn dieser Wert – wie im
                  liberalen Perfektionismus – nicht die gesamte normative Begründungslast tragen kann.
                  Das fundamentale Bekenntnis zur Autonomie orientiert die liberale Eigentumstheorie
                  und gibt ihr ein Werkzeug an die Hand, um prinzipiengeleitete Unterscheidungen zwischen
                  wünschenswerten und nicht wünschenswerten Eigentumsformen treffen zu können.
               

               Jonathan Quong hat diese Zwischenposition (die dem umfassenden Perfektionismus und
                  dem politischen Liberalismus gleichermaßen trotzt) als ›umfassenden Antiperfektionismus‹
                  tituliert und zweifelt, wie einige andere Philosophinnen und Philosophen sowie Rechtswissenschaftler
                  und Rechtswissenschaftlerinnen auch, an seiner Kohärenz.[10]  In A Liberal Theory of Property versuche ich zu zeigen, dass seine Sorge unberechtigt ist und eine wahrhaft ermächtigende
                  Rechtsordnung ihr entschiedenes Bekenntnis zur Autonomie aufrechterhalten kann, ohne
                  dabei den Fallstricken des Perfektionismus anheimzufallen. Diese Herausforderung ist
                  keineswegs einfach. Und die Schwierigkeiten nehmen noch zu, wenn wir die unvermeidbaren
                  autonomiemindernden Implikationen von machterteilenden Rechtsinstituten wie dem Eigentum in Betracht ziehen,
                  denen ich mich im Folgenden widmen werde.
               

            

            
               
                  2. Zwischen Ermächtigung und Verwundbarkeit

               

               Die enge Verknüpfung von Eigentum und Autonomie rührt daher, dass Eigentum in allererster
                  Linie eine gewisse Autorität und somit normativ unterfütterte Macht über Ressourcen verleiht. Selbstverständlich
                  geht es beim Eigentum auch um Pflichten (der Nichteigentümer und Nichteigentümerinnen),
                  und die Rechtsgeschichte 63enthält Beispiele, in denen erst die Verkündung dieser Pflichten zur Anerkennung des
                  Eigentums führte. Doch das entscheidende Merkmal des Eigentums – das es von allen
                  anderen Einrichtungen unterscheidet, die die Allokation von, die Versorgung mit und
                  den Zugang zu Ressourcen regeln – ist die private Autorität der Eigentümer und Eigentümerinnen:
                  ihre normativ unterfütterte Macht, zu entscheiden, was andere mit ihrer Ressource
                  tun dürfen und was nicht.
               

               Als Rechtsinstitut, das im Wesentlichen Befugnis erteilt, ermächtigt und entmachtet
                  das Eigentum Menschen gleichermaßen, es erhöht den Grad ihrer Selbstbestimmung und
                  macht sie zugleich verwundbar. Daher nimmt die liberale Eigentumsauffassung sowohl
                  die autonomiefördernde Seite des Eigentums in den Blick als auch die von ihm verursachte
                  Verwundbarkeit.
               

               Zunächst die Sonnenseite. Eigentum trägt zur Selbstbestimmung bei, da diese ein zeitumspannendes
                  Unterfangen ist; sie besteht im Planen und Verwirklichen von Projekten und setzt somit
                  einen zeitlichen Handlungshorizont voraus. Indem es Menschen ein gewisses Maß an privater
                  Autorität über Ressourcen und eine normativ unterfütterte Entscheidungsmacht darüber
                  verleiht, was andere mit diesen Ressourcen tun dürfen, kommt das Eigentum dem Erfordernis
                  der Planungssicherheit entgegen. Die zeitlich ausgedehnte Autorität über (materielle
                  und immaterielle) Gegenstände hat einen dramatischen Einfluss auf die Fähigkeit, bedeutsame
                  Pläne zu schmieden und zu verwirklichen, sei es individuell oder in Zusammenarbeit
                  mit anderen.[11] 

               Ein liberal verfasstes Recht erweitert das autonomiefördernde Potential des Eigentums
                  zusätzlich, da es eine Vielfalt verlässlicher Rahmenwerke zwischenmenschlicher Kooperation bereitstellt. Die unterschiedlichen
                  Eigentumsformen stärken dabei verschiedene Beziehungsweisen, unter denen man wählen
                  kann. Ein richtig zugeschnittenes Eigentumsrecht kann ein Werkzeug der Selbsturheber64schaft sein, das Menschen in die Lage versetzt, ihre eigenen Zwecke und Werte, persönlichen
                  Ziele und Lebenspläne umzusetzen. Indem ein liberales Eigentumsrecht verschiedene
                  Eigentumsformen zur individuellen Lebensplanung anbietet, trägt es wesentlich dazu
                  bei, dass Menschen ihr Recht auf Selbstbestimmung wahrnehmen können.
               

               Die Würdigung dieses Beitrags wirft gleichzeitig ein Licht auf den Kardinalfehler
                  der vorherrschenden Sichtweise, die Eigentum als Mittel der Wohlfahrtsmaximierung
                  missversteht. Da Eigentum ein zentrales Mittel der Selbstbestimmung ist, darf das
                  Eigentumsrecht sich nicht ausschließlich an dessen Beitrag zum Gemeinwohl ausrichten.
                  Ein Bereich privater Eigentümerschaft ist im Rahmen einer liberalen Rechtsordnung
                  selbst dann zwingend, wenn die Abschaffung des Eigentums – etwa aufgrund technologischer
                  Fortschritte – das Gemeinwohl maximieren würde.
               

               Doch auch wenn dieser Beitrag zur Autonomie unverzichtbar ist, liegt hier zugleich
                  der Ursprung des gewaltigen, auf dem Eigentum lastenden Legitimationsdrucks. Die gezielte
                  Ermächtigung der Eigentümerinnen und Eigentümer durch das Eigentumsrecht ruft neue,
                  normativ unterfütterte Formen der Macht ins Leben, denen neue Verpflichtungen gegenüberstehen.
                  Da das Recht Nichteigentümer und Nichteigentümerinnen den von ihm instanziierten Mächten
                  aussetzt, schuldet es ihnen Rechenschaft. Auf dem Eigentum lastet somit ein beträchtlicher
                  Legitimationsdruck. Ohne stichhaltige Rechtfertigung scheint die Forderung des Rechts
                  an die Nichteigentümer und Nichteigentümerinnen, die Autorität der Eigentümerinnen
                  und Eigentümer hinsichtlich ihres Eigentums zu respektieren, willkürlich und wahrhaft
                  ungerecht zu sein.
               

               Eigentumsskeptische Stimmen behaupten bisweilen, die durch das Eigentum hervorgerufene
                  Verwundbarkeit sei Grund genug, um das Autonomieideal ad acta zu legen; sie gehen
                  sogar so weit, in ihm einen verlogenen Mythos zu sehen. Doch gerade weil das Eigentumsrecht
                  Machtbefugnisse erteilt, muss es im Dienst der Autonomie stehen. Eine weitere Herausforderung
                  der liberalen Eigentumstheorie besteht daher darin, nachzuweisen, dass das Drama des
                  Eigentums, das aus seinem ermächtigenden und entmachtenden Doppelcharakter entspringt,
                  kein Nullsummenspiel sein muss. Dies gelingt nur, wenn der normative Grund des Eigentums
                  auch seine Struktur entscheidend prägt.
               

               65Liberal verstandenes Eigentum gewährt den Eigentümerinnen und Eigentümern private
                  Autorität nur, insoweit sie unabdingbar für deren Selbstbestimmung ist, die der Staat unterstützen und die
                  alle Welt respektieren muss. Die Unterwerfung der Nichteigentümerinnen und Nichteigentümer
                  unter die Mächte des Eigentums ist gerechtfertigt, insofern sie als solche Anspruch auf allgemeine Achtung besitzen, der im fundamentalen Recht auf gegenseitige
                  Achtung der Selbstbestimmung gründet.
               

               Somit hängt die Legitimität jeder Eigentumsordnung in Raum und Zeit davon ab, inwiefern
                  sie das autonomiefördernde Telos des Eigentums realisiert. Ein wahrhaft liberales
                  Eigentumsrecht erhöht gezielt die Möglichkeiten individueller und kollektiver Selbstbestimmung und
                     dämmt Gelegenheiten für zwischenmenschliche Herrschaft sorgsam ein. Während private Autorität somit zu Recht als charakteristischer Zug des Eigentums
                  schlechthin gilt, ist die Idee des liberalen Eigentums gleichwohl keineswegs hinreichend durch sie bestimmt.
               

               Der komplizierte Zusammenhang von Eigentum und Selbstbestimmung verhindert des Weiteren,
                  dass die liberale Eigentumstheorie auf den vertrauten »Arbeitsteilungsansatz« zurückgreifen
                  kann, der das Eigentum durch einen steuerlichen Umverteilungsmechanismus im Hintergrund
                  ergänzt, um autonomiemindernde Konsequenzen des Eigentums abzufedern. Wie ich im sechsten
                  Abschnitt zeige, ist es unverzichtbar für die Legitimität des Eigentums, dass ein
                  Hintergrundregime die Voraussetzungen persönlicher Selbstbestimmung etwa in Gestalt
                  von Gesundheit, Bildung und Grundversorgung absichert. Ein solcher Mechanismus reicht
                  jedoch nicht aus. Aufgrund der einzigartigen Prägekraft des Eigentums für den zwischenmenschlichen
                  Umgang, der seinerseits konstitutiv für die individuelle Selbstbestimmung ist, muss
                  ein wahrhaft liberales Recht seine Eigentumsordnung an dessen Telos ausrichten.
               

               Eine liberale Eigentumsordnung kann sich daher nicht mit einer einzigen Eigentumsform
                  zufriedengeben. Im Sinne eines autonomiefördernden Pluralismus sollte das Eigentumsrecht
                  zukünftigen Eigentümerinnen und Eigentümern die Wahl aus einer Vielzahl von Rahmen für die individuelle und gemeinschaftliche Selbstbestimmung anheimstellen.
                  Aus demselben Grund wird eine wahrhaft liberale Eigentumsordnung stets auch die Belange
                  der Nichteigentümerinnen und Nichteigentümer einbeziehen. Sie verhindert den 66Missbrauch privater Autorität über das zur Selbstbestimmung erforderliche Maß hinaus
                  und stellt sicher, dass ihre Ausübung mit der Selbstbestimmung anderer vereinbar ist.
               

               Aus alledem ergeben sich die drei Grundsätze des liberalen Eigentums, durch die es
                  sich unverkennbar von seinem Blackstone’schen Pendant unterscheidet: die behutsame
                  Eingrenzung privater Autorität, der strukturelle Pluralismus und die relationale Gerechtigkeit.
                  Diese Grundsätze führen das liberale Eigentumsverständnis über eine beschränkte Sichtweise
                  hinaus, für die sich die ermächtigende Kraft des Eigentums in einem Nullsummenspiel
                  aufhebt. Zugleich ersparen sie ihm die scheinbar ausweglose Wahl zwischen der Skylla
                  des politischen Liberalismus und der Charybdis des liberalen Perfektionismus. Darin
                  entfaltet sich eine metatheoretische Einsicht von A Liberal Theory of Property. Wie ich in meinem Buch gezeigt habe, muss sich eine Theorie des Eigentums notwendigerweise
                  als Rechtstheorie artikulieren. Für eine kritische Einschätzung der Legitimität des
                  Eigentums – und die Weiterentwicklung des liberalen Projekts, in dem Eigentum eine
                  Schlüsselrolle spielt – müssen Theoretikerinnen und Theoretiker ihr Augenmerk darauf
                  richten, Vielfalt und Variabilität im rechtlichen Unterbau des Eigentums zu verankern
                  (und wie wir im fünften Abschnitt sehen werden, gilt dasselbe für den Vertrag als
                  zweites zentrales Rechtsinstitut, durch das Befugnisse erteilt werden).
               

            

            
               
                  3. Die drei Grundsätze

               

               
                  
                     3.1. Die behutsame Eingrenzung privater Autorität

                  

                  Das erste und vielleicht markanteste Unterscheidungsmerkmal des liberalen Eigentums
                     ist eine unmittelbare Antwort auf seinen überwältigenden Legitimationsdruck. Da die
                     durch das Eigentum verliehene private Autorität nur durch seinen Beitrag zur Selbstbestimmung
                     gerechtfertigt werden kann, sollte deren Reichweite nach Maßgabe seines potentiellen Beitrags zur Selbstbestimmung der Eigentümerinnen
                        und Eigentümer eingegrenzt werden.
                  

                  Der erste Grundsatz der liberalen Eigentumstheorie beherzigt eine unzureichend gewürdigte
                     Lehre aus John Lockes Überlegungen zum Eigentum: Eine normative Letztbegründung des
                     Eigentums ist 67nicht nur zur Rechtfertigung der privaten Autorität von Eigentümerinnen und Eigentümern
                     erforderlich, sondern auch hinsichtlich einer wohlweislichen Beschränkung von Eigentümerrechten
                     relevant. In Lockes System hat diese Einsicht in Form der sogenannten »Verderbnisklausel«
                     [spoilation proviso] nur recht schwache Spuren hinterlassen. Der darin enthaltene allgemeinere Gedanke,
                     dass der Daseinszweck des Eigentums die Autorität von Eigentümerinnen und Eigentümern
                     beschränken und inhaltlich bestimmen soll, ist jedoch tiefgreifend und wichtig.
                  

                  In einem wahrhaft liberalen System wird die Autorität von Eigentümerinnen und Eigentümern
                     durch den Beitrag, den sie zur Selbstbestimmung leistet, begründet. Daher unterscheidet
                     die liberale Eigentumstheorie qualitativ zwischen Eigentum, das lediglich Mittelcharakter
                     hat, und solchem, das in die »grundlegenden Projekte« seines Eigentümers oder seiner
                     Eigentümerin verwoben ist – in Vorhaben also, die unsere Persönlichkeit ausmachen
                     und unseren Lebenssinn stiften. Ein Resultat dieser Unterscheidung ist, dass Eigentümern
                     und Eigentümerinnen vollumfängliche private Autorität überall dort versagt bleibt,
                     wo ihr Eigentum lediglich indirekt autonomiefördernd wirkt – wie etwa bei Formen des
                     Unternehmenseigentums.
                  

                  Diese Vorschrift hat einschneidende praktische Konsequenzen. Sie gibt insbesondere
                     dem Eigentum an Produktionsmitteln eine neue Bedeutung, was sich auf die Arbeitswelt
                     auswirkt. Nach gängiger Meinung rechtfertigt das Eigentum an Produktionsmitteln die
                     alleinigen Entscheidungsbefugnisse des Managements, die Unterwerfung der Arbeiternehmer
                     und Arbeitnehmerinnen unter eine hierarchische Struktur sowie den Ausschluss ihrer
                     Mitbestimmungsansprüche. Aus Sicht der liberalen Eigentumstheorie sind diese Schlussfolgerungen
                     jedoch irreführend und falsch. Diese Überzeugung ist für meine Ausführungen zum Arbeitsmarkt
                     im fünften Abschnitt zentral.
                  

               

               
                  
                     3.2. Struktureller Pluralismus

                  

                  Das wirkliche Eigentumsrecht orientiert sich nicht an Blackstones eindimensionalem
                     Modell. Vielmehr weist das Recht beharrlich ein zutiefst heterogenes Inventar relativ
                     dauerhafter Eigentumsformen auf. Diese verschiedenen Formen werden von verschiedenen
                     68Grundprinzipien beseelt, und in jeder von ihnen spielen die intrinsischen und instrumentellen
                     Werte des Eigentums auf spezifische Weise zusammen: Unabhängigkeit, Persönlichkeit,
                     Gemeinschaft und Nutzen.
                  

                  Für die liberale Eigentumstheorie handelt es sich hierbei nicht um einen bloßen Kunstgriff,
                     sondern um ein wesentliches Gestaltungsprinzip. Das Eigentum sollte strukturell pluralistisch
                     verfasst sein, da es nur so seinen Zweck erfüllen und Autonomie befördern kann. Durch
                     die Pflege eines heterogenen rechtlichen Inventars der Eigentumsformen im Sinne des
                     strukturellen Pluralismus können auch Quongs Bedenken bezüglich der mangelnden Kohärenz
                     des Rechts ausgeräumt werden: Ein sinnvoll ausgestaltetes Eigentumsrecht stellt freien
                     Individuen eine breite Palette zwischenmenschlicher Rahmenwerke zur Wahl.
                  

                  Ein solches Repertoire an Eigentumsformen bietet eine Auswahl gangbarerer Wege sowohl
                     individueller als auch kollektiver Selbstbestimmung. Die gezielte rechtliche Förderung
                     dieses Pluralismus ist elementar, weil die ohne sie überhandnehmenden Probleme gemeinschaftlichen
                     Handelns, begrenzter Rationalität und kognitiver Überforderung zahlreiche Formen des
                     Zusammenwirkens erschweren und Menschen somit effektiv daran hindern, ihre eigene
                     Vorstellung des Guten zu verfolgen.
                  

                  Ein liberales Eigentumsrecht muss daher heterogen sein und sich genau mit der jeweiligen
                     inneren Ausgestaltung der verschiedenen Eigentumsformen und ihrer Governanceregime
                     befassen. Es bedarf solcher Steuerungsmechanismen, um vielfältige Beziehungsweisen
                     zu ermöglichen, die ohne rechtliche Infrastruktur nicht möglich wären. Das trifft
                     insbesondere auf Formen des Gemeineigentums zu, die oftmals wichtige, instrumentelle
                     wie intrinsische, Beiträge zur Selbstbestimmung leisten.
                  

                  Tatsächlich hält die liberale Eigentumstheorie das Recht an, für alle einschlägigen
                     Kategorien menschlichen Handelns und Zusammenwirkens differenzierte Repertoires von
                     Eigentumsformen zu schaffen und zu erhalten, die jeweils von verschiedenen Prinzipien,
                     also Werten oder Wertkonstellationen, getragen werden. In seiner Idealform bietet
                     das liberale Eigentumsrecht bereichsinterne Mannigfaltigkeit, das heißt: ausreichend viele und dabei hinreichend unterschiedliche Eigentumsformen
                     für jede gängige Kategorie menschlichen Handelns. Damit diese Eigentumsformen der
                     Auto69nomie zuträglich sind, sollten sie füreinander jeweils einen funktionellen Teilersatz darstellen. Sie müssen füreinander Ersatzfunktion besitzen, weil die Wahlfreiheit
                     ohne Schnittmengen zwischen den Alternativen nicht zunimmt; gleichzeitig sollte ihre
                     Austauschbarkeit nicht zu weit gehen, da zwischen sehr ähnlichen Optionen keine ernstzunehmende
                     Entscheidung stattfinden kann. Eine wahrhaft liberale Eigentumstheorie bereichert
                     dieses strukturell pluralistische Repertoire um randständige oder utopische Eigentumsformen
                     und baut eventuell vorhandene Zugangsbarrieren ab.
                  

                  Die liberale Eigentumstheorie ist zwar auf das Recht angewiesen, sie geht jedoch nicht
                     in einem staatlich kodifizierten Set an Eigentumsformen auf (wie es das Numerus-clausus-Prinzip gemeinhin vorsieht). Wo immer möglich, sollte das Eigentumsrecht eine Residualkategorie
                     für eigensinnige Formen des Zusammenwirkens etablieren, damit auch idiosynkratrische
                     Rahmenwerke zwischenmenschlicher Beziehungsweisen ausgebildet werden können. Eigentumssysteme
                     ohne Raum für solche maßgeschneiderten Eigentumsformen zeitigen fragwürdige Normalisierungseffekte.
                     Ich sage dabei ausdrücklich nicht, dass dieser Mangel eine Eigentumsordnung automatisch
                     als illiberal ausweist; mit Sicherheit sinkt der Bedarf an individuell konfektionierten
                     Lösungen, wenn das staatliche Formeninventar den im vorangehenden Absatz beschriebenen
                     Maßstäben des liberalen Eigentums voll entspricht. Doch da eine gewisse Diskrepanz
                     zwischen der Auswahl staatlich etablierter Eigentumsformen und dem Ideal des liberalen
                     Eigentums unvermeidlich scheint, weist die liberale Eigentumstheorie das Recht an,
                     seine eigenen Normalisierungstendenzen ernst zu nehmen.
                  

               

               
                  
                     3.3. Relationale Gerechtigkeit[12] 

                  

                  Der dritte Grundsatz des liberalen Eigentums ist die relationale Gerechtigkeit in
                     ihren mannigfaltigen Ausdrucksformen, verstanden als gegenseitige Achtung der Selbstbestimmung. Genau wie der strukturelle Pluralismus beruht auch
                     sie auf dem autonomiefördernden Telos des Eigentums.
                  

                  Daher handelt es sich bei Antidiskriminierungsgesetzen für den Wohnungsmarkt, die
                     eine Gleichbehandlung beim Verkauf oder 70der Vermietung von Wohnraum gebieten, keineswegs um äußerliche Zutaten des Eigentumsrechts,
                     wie häufig behauptet wird. Diskriminierende Praktiken sind grundsätzlich abzulehnen, und zwar unabhängig davon, ob der Staat seinen distributiven Gerechtigkeitspflichten
                     nachkommt und dem Leitbild demokratischer Staatsbürgerschaft entspricht. Wer die potentielle
                     Käuferin einer Wohnstätte beispielsweise lediglich aufgrund ihrer Hautfarbe ablehnt,
                     versagt diesem Individuum den persönlichen Respekt. Es besteht ein qualitativer Unterschied
                     zwischen den finanziellen Interessen der Verkäufer und Verkäuferinnen beziehungsweise
                     Vermieter und Vermieterinnen einerseits und der existentiellen Bedeutung andererseits,
                     die die Wahl der Wohnstätte sowie Eigenschaften wie die Zugehörigkeit zu einer ethnischen
                     Gruppe [race], religiöse Überzeugungen, der familiäre Status oder die sexuelle Orientierung für
                     künftige Käuferinnen und Käufer beziehungsweise Mieterinnen und Mieter besitzen. Daher
                     folgt aus dem Grundsatz der relationalen Gerechtigkeit klarerweise ein privatrechtliches
                     Diskriminierungsverbot.
                  

                  Da das liberale Eigentum das Gebot relationaler Gerechtigkeit achtet, greift es in
                     das Recht des Eigentümers oder der Eigentümerin ein, andere von ihrem Eigentum auszuschließen.
                     Das formale Gleichheitsverständnis des Blackstone’schen Eigentumsbegriffs abstrahiert
                     von den Unterscheidungsmerkmalen zwischen Personen und verhindert ein sachgemäßes
                     Verständnis relationaler Gerechtigkeit. Die Selbstbestimmung der anderen zu achten,
                     erfordert notwendigerweise die Anerkennung ihrer Besonderheiten, grundlegenden Präferenzen und Umstände und
                     somit ein substantielles statt eines formalen Gleichheitsverständnisses.
                  

                  Nach derselben Logik geht die gegenseitige Achtung der Selbstbestimmung über die negative
                     Pflicht zur Nichteinmischung hinaus, die aus dem Recht anderer auf Unabhängigkeit
                     folgt. Die Achtung der Selbstbestimmung anderer bleibt ein leeres Wort, wenn sie ohne jede Anteilnahme an deren misslicher Lage auskommt. Dies erklärt und rechtfertigt viele
                     positive Pflichten und Lasten, die mit der Eigentümerschaft einherzugehen pflegen.
                     Es bedeutet jedoch nicht, dass der Grundsatz relationaler Gerechtigkeit unmittelbar horrende Gemeinkosten mit sich bringt – übertriebene Lasten untergraben die Selbstbestimmung
                     und wären somit kontraproduktiv. Gleichwohl müssen Abgaben nicht notwendig niedrig
                     71ausfallen: Relationale Gerechtigkeit widerspricht der Überzeugung, zwischenmenschliche
                     Pflichten könnten lediglich negativen Charakter haben.
                  

                  Bei keiner dieser Schlussfolgerungen aus dem Bekenntnis zur relationalen Gerechtigkeit handelt
                     es sich um eine äußerliche Einschränkung des liberalen Eigentums; ganz im Gegenteil.
                     Wie gezeigt wurde, sind der Eigentümeranspruch auf private Autorität und die Anrufung
                     der Staatsgewalt zu dessen Durchsetzung nur bei gegenseitiger Achtung der Selbstbestimmung
                     anderer gerechtfertigt. Die Befolgung dieser Pflicht ist die conditio sine qua non jeder Legitimität des Eigentums. Relationale Gerechtigkeit ist daher untrennbar mit
                     dem liberalen Daseinsweck des Eigentums verbunden.
                  

                  Während das liberale Recht somit qua strukturellem Pluralismus verschiedene Formen des Gemeineigentums für verschiedene
                     Arten kollektiver Selbstbestimmung institutionalisieren muss, kann es keine Eigentumsformen
                     dulden, die der relationalen Gerechtigkeit widersprechen. Das liberale Recht muss
                     Eigentumsformen reformieren oder abschaffen, die es Eigentümern und Eigentümerinnen
                     ermöglichen, im Namen der sozialen Homogenität diskriminierende Standards bei Verkauf
                     oder Vermietung walten zu lassen, ein unterdrückerisches Regime einzurichten oder
                     Menschen daran zu hindern, ihr Austrittsrecht wahrzunehmen und neu anzufangen.
                  

                  Relationale Gerechtigkeit ist kein Leitfaden, um auf das Verhalten von Rechtsparteien
                     in einem konkreten Fall zu reagieren. Wie bei den beiden anderen Grundsätzen des liberalen
                     Eigentums auch geht es vielmehr darum, allgemeine Modalitäten menschlichen Zusammenwirkens festzulegen. Analog zu den beiden anderen Grundsätzen
                     sind die Bestrebungen relationaler Gerechtigkeit daher konstruktiv und vorausschauend.
                     Anstatt sich ad hoc mit der Begegnung zwischen dieser Käuferin und jenem Verkäufer
                     (oder dieser Eigentümerin und jenem Kunden usw.) zu befassen, orientiert die relationale
                     Gerechtigkeit das Eigentumsrecht dabei, Rahmenwerke menschlicher Beziehungen zu formen.
                     Die von ihr vorgeschriebenen Modalitäten des Zusammenwirkens richten sich auf die
                     Zukunft: Sie bereiten die Bühne für legitime horizontale Interaktionen. Relationale
                     Gerechtigkeit greift nicht in die private Autorität einzelner Eigentümer und Eigentümerinnen
                     ein; sie steckt vielmehr ab, zu welchen Machtansprüchen Eigentum überhaupt berechtigen
                     kann.
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                  4. Eigentumstheorie und Eigentumsrecht

               

               Nichtsdestotrotz verordnet die liberale Eigentumstheorie keine detaillierten Blaupausen –
                  sie kann und will es auch gar nicht. Theorien, die wie sie raum- und zeitunabhängige
                  Geltung beanspruchen, müssen notwendigerweise Spiel für lokale Anpassungen lassen,
                  die die vorherrschende Rechtsdogmatik und die allgemeinen gesellschaftlichen, kulturellen
                  und wirtschaftlichen Umstände ebenso berücksichtigen müssen wie – und das ist genauso
                  bedeutsam – die demokratische Willensbildung (sowie ein gewisses Maß an Experimentierfreude).
                  Die verbleibende Unbestimmtheit zwischen den Grundlinien einer legitimen Eigentumsordnung
                  und den konkreten Antworten auf empirische Fragen ist somit kein Manko, sondern liegt
                  in der Natur der Sache.
               

               Innerhalb dieses notwendigen Unschärfebereichs kann eine Rechtstheorie – und somit
                  auch die liberale Eigentumstheorie – jedoch einen bedeutenden Unterschied machen.
                  Wie bereits deutlich geworden sein dürfte, enthält eine Eigentumstheorie sowohl eine
                  begriffliche Bestimmung des Eigentums als auch Erläuterungen zu den von ihr vertretenen
                  und propagierten Werten. Jede in einer beliebigen Rechtsgemeinschaft vorherrschende
                  Eigentumstheorie schafft daher eine »spezifische Sprache«, auf die Gesetzgeber und
                  Gesetzgeberinnen, Richter und Richterinnen, Anwälte und Anwältinnen sowie Wissenschaftler
                  und Wissenschaftlerinnen zurückgreifen, um ihre Standpunkte in bestimmten rechtsdogmatischen
                  Streitfragen vorzubringen. Das gilt sowohl in Bezug auf den Sinn des aktuell geltenden
                  Rechts als auch hinsichtlich der Frage, wie dieses Recht reformiert werden sollte
                  (oder auch nicht). Was wir in Sachen Eigentum als a priori klar oder intuitiv erachten, hängt von der jeweils vorherrschenden Eigentumstheorie
                  ab. Sie beeinflusst somit den rechtlichen Alltagsdiskurs, sobald es um Anwendung,
                  Auslegung und Weiterentwicklung des Eigentumsrechts geht. In diesem Sinne will die
                  liberale Eigentumstheorie eine robuste und gangbare Alternative zum hegemonialen Blackstone’schen
                  Eigentumsverständnis formulieren.
               

               Während die liberale Eigentumsidee einen gewissen Ehrgeiz hinsichtlich des materiellen
                  Rechts hegt, ist sie beinahe agnostisch hinsichtlich institutioneller Fragen. Zugegebenermaßen
                  habe ich in A Liberal Theory of Property einige Anstrengung darauf verwandt, 73darzulegen, warum Richterinnen und Richter im Bereich des Eigentumsrechts an der Gesetzgebung
                  teilhaben sollten. Doch die Entscheidung, welche der einschlägigen juristischen Akteure
                  und Akteurinnen die Last auf sich nehmen, theoretische Vorschriften in positives Recht
                  zu überführen – wie sich also Gesetzgebung, Rechtsprechung und Kontrollinstanzen diese
                  Arbeit aufteilen –, berührt die materielle Seite der Theorie kaum. Institutionalisierung
                  ist im Großen und Ganzen eine lokale Angelegenheit. Hierfür sind die jeweiligen Stärken
                  und Schwächen, die verschiedene Institutionen bei der Berücksichtigung und Bewertung
                  mannigfaltiger Gesichtspunkte aufweisen, ebenso relevant wie die mutmaßlichen Quellen
                  ihrer jeweiligen Legitimität.
               

               Hingegen ist ein weiterer (letzter) rechtswissenschaftlicher Aspekt nicht ganz unwesentlich.
                  Rechtsstaatlichkeit, die in den Worten John Lockes voraussetzt, dass »einerseits das
                  Volk seine Pflichten erkennen und innerhalb der Grenzen des Rechts ruhig und sicher
                  leben kann, andererseits die Herrscher in Schranken gehalten werden«,[13]  ist ein übergesetzliches rechtliches Anliegen, das ich mir nicht nur in Eigentumsfragen
                  zu Herzen nehme. Doch für das Eigentum sind diese Gebote zur Eindeutigkeit geschuldeter
                  Pflichten und der Kontrolle von Amtsträgern und Amtsträgerinnen besonders wichtig;
                  und da beide eng mit der Autonomie verknüpft sind, handelt es sich bei ihnen auch
                  um wesentliche Elemente des liberalen Eigentums. Hier wie auch in anderen Fällen erzwingen diese Erfordernisse des Rechtsstaats,
                  dass das juristische Alltagsgeschäft (im Unterschied zu den »Paradigmenwechseln« des
                  Rechts) relativ präzisen Regeln oder hinreichend bestimmten (statt unbestimmten) Normen
                  unterliegt.
               

               Teilweise hat das Bekenntnis zur Rechtsstaatlichkeit auch institutionelle Implikationen.
                  Denn dort, wo die Aufgabe der Rechtssetzung innerhalb einer bestimmten Eigentumsdogmatik
                  komplizierte, nicht immer in vollem Maße prinzipiengeleitete Bestimmungen verlangt,
                  sei es im Groben oder im Detail, sind die Legislative und die Kontrollinstanzen gegenüber
                  der Rechtsprechung im Vorteil. Dessen eingedenk wird sich ein liberales Eigentumsrecht
                  dort leichter einführen lassen, wo seine Ausgestaltung wenigstens teilweise von Gesetzgebung
                  und Kontrollinstanzen bewältigt wird.
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                  5. Gerechte Märkte

               

               Eigentum ist sowohl für die Marktwirtschaft als auch für den liberalen Staat ein zentraler
                  Baustein. Dass die liberale Eigentumstheorie in Bezug auf beide starke Überzeugungen
                  hegt, überrascht daher kaum, auch wenn es sich bei ihr nicht um eine Universaltheorie
                  handelt. Genauer gesagt äußert sich die liberale Eigentumstheorie über die Richtung,
                  in die Markt und Staat sich entwickeln sollen. Da das Eigentum Markt und Staat nicht
                  nur prägt, sondern seinerseits von deren Verfasstheit affiziert wird, betreffen einige
                  dieser Propositionen Bedingungen einer legitimen, in Markt und Staat eingebetteten
                  Eigentumsordnung.
               

               Betrachten wir zunächst den Markt. Märkte sind komplexe gesellschaftliche Institutionen,
                  die in hohem Maße von einer engmaschigen legalen Infrastruktur abhängen oder sogar
                  erst durch diese geschaffen werden. Diese Infrastruktur vereinfacht die reibungslose
                  Produktion und Distribution von Waren und Dienstleistungen mittels Verträgen, durch
                  die Geld, Eigentumstitel an Gütern und Leistungsansprüche auf Dienstleistungen ihre
                  Besitzer und Besitzerinnen wechseln.
               

               Sowohl Fürsprecher und Fürsprecherinnen als auch Kritiker und Kritikerinnen der bestehenden
                  Marktordnung hängen allzu oft dem Blackstone’schen Eigentumsverständnis und der entsprechenden –
                  libertären/»neoliberalen« oder wohlfahrtsorientierten – Konzeption von Märkten an.
                  Doch diese (miteinander verschränkten) Vorstellungen sind nicht alternativlos; die
                  liberale Eigentumstheorie – und die ihr korrespondierende, andernorts ausgeführte
                  liberale Vertragstheorie[14]  – beruft sich auf eine ganz andere Vision des Marktes und setzt diese sogar voraus.
                  Demnach sollte die Struktur von Märkten ein liberales, autonomieförderndes Telos verwirklichen
                  helfen.
               

               Märkte können der Selbstbestimmung dienen, weil sie eine Verflüssigung bestehender
                  Besitztümer ermöglichen und es Menschen so erleichtern, von ihrem Austrittsrecht Gebrauch
                  zu machen: sich zurückzuziehen oder sich nicht länger einzubringen, sich loszulösen
                  und die Bande zu anderen Personen zu kappen. Fortgehen zu 75können ist ein zentrales Element der Autonomie, da offene Grenzen jene geographische,
                  soziale, familiäre, berufliche und politische Mobilität steigern, die Voraussetzung
                  eines selbstbestimmten Lebens ist.
               

               Autonomiefördernde Märkte vergrößern die individuellen Wahlmöglichkeiten. Indem die
                  Struktur liberaler Märkte die Optionen der Menschen vervielfachen, helfen sie ihnen
                  dabei, ihre eigenen Ziele zu verwirklichen, ohne sich dabei anderen Individuen unterwerfen
                  oder einem kollektiven Entscheidungsprozedere unterziehen zu müssen.
               

               Sollen Märkte in erster Linie Autonomie fördern, müssen sie eine Reihe von Eigenschaften
                  aufweisen. Da Ausgrenzung und Diskriminierung ihrem Daseinszweck widersprechen, müssen
                  sie Teilhabe universell gewähren. Gleichfalls begrenzen sie das Recht zur Veräußerung
                  überall, wo es – wie im Falle einiger Wettbewerbsklauseln in Arbeitsverträgen – die
                  Möglichkeit unterminiert, unsere Lebensgeschichte in neue Bahnen zu lenken und von
                  vorn anzufangen. Märkte sollten für jeden relevanten Bereich menschlichen Handelns
                  und Zusammenwirkens echte Alternativen bieten. Die gebotene bereichsinterne Mannigfaltigkeit
                  endet jedoch dort, wo aus kognitiven, verhaltenspsychologischen, strukturellen oder
                  ökonomischen Gründen davon auszugehen ist, dass eine Ausweitung des Angebots tatsächlich
                  die Autonomie verringert.
               

               Ferner müssen die Beziehungen auf solchen Märkten im Sinne der gegenseitigen Achtung
                  der Selbstbestimmung reguliert werden, soll das Marktgeschehen dem Kriterium relationaler
                  Gerechtigkeit genügen. Da Nutzen lediglich Mittelcharakter für den obersten Zweck
                  der Autonomie hat, muss diese Marktordnung der Kommodifizierung von Menschen und Beziehungen
                  entgegenwirken. Wo sie in Kraft ist, müssen einige Teilbereiche der wirtschaftlichen
                  Umgebung mittels Techniken der unvollständigen Kommodifizierung reguliert werden,
                  um sicherzustellen, dass diese Austauschbeziehungen eine persönliche Note bewahren.
               

               Die Dringlichkeit der zuletzt genannten Gebote zeigt sich besonders im Hinblick auf
                  Arbeitsmärkte, die oftmals – und zu Recht – als Paradebeispiel für die Ungerechtigkeiten
                  angeführt werden, die Eigentum und Märkte fortwährend erzeugen und reproduzieren.
                  Eine gerechte Marktordnung muss Tarifverhandlungen von Arbeiterinnen und Arbeitern
                  ebenso gewährleisten wie die unveräußer76lichen Rechte dieser Arbeiterinnen und Arbeiter etwa bezüglich der Sicherheit am Arbeitsplatz,
                  des Mindestlohns, der Arbeitszeiten oder der Gleichbehandlung. Die Autorität der arbeitgebenden
                  Eigentümerinnen und Eigentümer darf nicht zum Machtmissbrauch und der Verletzung dieser
                  grundlegenden Rechte von Arbeiterinnen und Arbeitern führen. Beispielsweise darf das
                  Eigentum an Fabriken, landwirtschaftlichen Produktionsstätten und anderen materiellen
                  und immateriellen Produktionsmitteln nicht genutzt werden, um Gewerkschaftsvertreterinnen und -vertretern sowie Aktivistinnen
                  und Aktivisten auszusperren, sollte dies das Koalitionsrecht der Arbeiterinnen und
                  Arbeiter potentiell beeinträchtigen.[15] 

               Abschließend gilt es, wie im Falle der Idee des liberalen Eigentums, auch bei der
                  Idee des liberalen Marktes das Gesamtbild zu beachten, da gerechte Märkte teilweise
                  von einer Hintergrundstruktur abhängen, die die Bedingungen individueller Selbstbestimmung
                  garantiert. Anstatt Märkte zum Allheilmittel zu erklären, sollten sie Mobilität und
                  Wahlfreiheit ausweiten und damit ihren unverwechselbaren Beitrag zur Autonomie leisten.
                  Verstanden werden muss jedoch, dass Märkte ihre lebenswichtigen Aufgaben nur erfüllen
                  können, weil andere gesellschaftliche Institutionen ebenfalls ihre unverzichtbare
                  Rolle wahrnehmen. Das führt uns natürlich auf den Staat, an den das liberale Eigentum
                  einige eher allgemeine, aber dennoch recht weitreichende Anforderungen stellt.
               

            

            
               
                  6. Gerechte Staaten

               

               Das wichtigste Gebot der liberalen Eigentumstheorie an die staatlichen Hintergrundinstitutionen
                  lautet, dass sie eine materielle, soziale und geistige Grundlage schaffen sollen,
                  auf der alle das eigene Leben gestalten können. Der Grund dafür dürfte mittlerweile
                  deutlich geworden sein: Meiner Auffassung nach beruht die Legitimität des Eigentums
                  auf dem Recht der Selbstbestimmung, doch Gesundheit, Bildung und Lebensmittel sind
                  hinsichtlich der Autonomie mit Sicherheit noch elementarer als das Eigentum. Das liberale
                  Eigentum kann seinem Ideal der Selbstbestimmung daher nur gerecht werden, wenn eine
                  Hintergrundstruktur jede und jeden 77mit den fundamentalen Ressourcen ausstattet, ohne die man kein selbstbestimmtes Individuum
                  werden und bleiben kann.
               

               Dies hat umso mehr Gewicht, als der Legitimationsdruck des Eigentums über den (realen
                  oder eingebildeten) Zeitpunkt seiner Institutionalisierung hinaus wirksam bleibt.
                  Die Legitimität des Eigentums wird periodisch in Frage gestellt, und diese Infragestellung
                  verfolgt das Eigentum seit seinem Eintritt in die Rechtsgeschichte. Der Grund liegt
                  teilweise in bestimmten Dispositionen des Eigentums selbst – insbesondere zur Vermögensvermehrung –,
                  die dazu führen, dass Eigentum mehr Eigentum heckt und sich Ungleichheit und Verwundbarkeit
                  somit tendenziell vertiefen; ein weiterer Grund liegt in Marktdynamiken, die solche
                  Missstände weiter verschärfen. Daraus folgt, dass ein fortwährender Betrieb gerechter öffentlicher Institutionen für die Legitimität des Eigentums unentbehrlich
                  ist.
               

               Die zeitumspannende Dimension der Legitimationsfrage des Eigentums spiegelt seine
                  zeitumspannenden Dienste für die menschliche Selbstbestimmung wider. Wie ich oben
                  gezeigt habe, speist sich die besondere und durch nichts zu ersetzende autonomiefördernde
                  Qualität des Eigentums daraus, langfristige Kontrolle über materielle und immaterielle
                  Ressourcen zu garantieren und Menschen damit jene Planungssicherheit zu geben, die
                  sie ihre eigene Lebensgeschichte mitschreiben lässt. Selbstbestimmung umfasst jedoch
                  auch das Recht, die eigene Lebensgeschichte umzuschreiben. In der Regel werden Pläne revidiert und veränderten Umständen angepasst, weshalb
                  die vom liberalen Eigentum geforderte Stabilität nicht mit Stagnation verwechselt
                  werden darf. In Übereinstimmung mit dem ersten Grundsatz der Theorie sollte das Eigentumsrecht
                  lediglich so beständig sein, wie die autonomiefördernden Vorteile des Eigentums dadurch
                  zur Geltung gebracht werden.
               

               Diese Verfügungen weisen alle in dieselbe Richtung und nehmen dadurch die Antwort
                  auf die schwierige Frage der Eigentumsänderungen vorweg. Sie führen zu dem Schluss,
                  dass das liberale Recht den Kosmos der Eigentumsänderungen zweiteilen und dabei ein
                  Prinzip anwenden sollte, das Michael Heller und ich den liberalen Eigentumspakt nennen.
                  Plötzliche und weitreichende Änderungen untergraben den Beitrag des Eigentums zur
                  Planungssicherheit und sollten daher als entschädigungspflichtige Eigentumsentziehungen
                  gewertet werden. Dagegen ist es problemlos möglich, sich an mo78derate und graduell vollzogene legale Änderungen anzupassen, da sie die autonomiefördernde
                  Funktion des Eigentums wahren und notwendig sind, um die anhaltenden Anfechtungen
                  der Legitimität des Eigentums zu parieren.
               

               Der gewaltige Legitimationsdruck des Eigentums bildet den Ausgangspunkt der liberalen
                  Eigentumstheorie, weshalb sie auch auf einige Züge der allgemeineren Hintergrundstruktur
                  eingeht, insofern sie ihren Zweck betreffen. Da zu erwarten steht, dass der Grenznutzen
                  jeder zusätzlichen Eigentumseinheit abnimmt (ganz wie im Fall jeder zusätzlichen Geldeinheit),
                  sieht das liberale Eigentumsverständnis vor, dass die besonders Wohlhabenden von Rechts
                  wegen die Kosten zur Aufrechterhaltung dieses Hintergrundregimes tragen sollen. Diese
                  Abgaben obliegen ihnen nicht nur aufgrund einer (Rawls’schen) Pflicht, gerechte Institutionen
                  zu unterstützen; auch die Legitimität ihrer eigenen Eigentumsansprüche hängt davon
                  ab.[16] 

               Darüber hinaus geht die liberale Eigentumstheorie davon aus, dass durch den Staat
                  bereitgestellte öffentliche Güter (etwa öffentliche Plätze, Notunterkünfte oder, ganz
                  allgemein, Unterstützungsleistungen für Arme) die Bedeutung der Eigentümerschaft für
                  die individuelle Selbstbestimmung nicht aufwiegen können. Wenn daraus auch nicht unbedingt
                  ein allgemeines Recht auf vollwertige Hauseigentümerschaft abgeleitet werden kann,
                  so folgt daraus doch die Forderung, das Recht möge allen das Maß an privater Autorität
                  garantieren, das typischerweise mit voller privater Eigentümerschaft einhergeht. Das
                  Menschenrecht auf Wohnen kann ausschließlich dann garantiert werden, wenn jeder Person
                  ein Mietverhältnis mit einer angemessenen Mindestmietdauer und einem wirksamen Schutz
                  gegen Entmietung zusteht.
               

               Das ist noch nicht alles. Obwohl die liberale Eigentumstheorie keine Blaupause für
                  ein Kartellgesetz liefert, pocht sie darauf, dass eine solche Blaupause den Fokus,
                  über die gängige ausschließliche Beschäftigung mit dem Konsumentenwohl hinaus, auf
                  Konzentrationen von privater Autorität und akkumuliertem Kapital weiten muss. Um das
                  liberale Eigentum und dessen Legitimität dauer79haft zu gewährleisten, muss ein Hintergrundregime Fragen jenseits von Verteilungsgerechtigkeit
                  und Marktmacht bearbeiten. Es geht dabei um eine ganze Reihe weiterer Politikfelder,
                  von der Geldpolitik über die Politikfinanzierung und die Rechtswahl[17]  bis hin zu Klimawandel und strukturellem Rassismus. Diese Strahleffekte sollen abschließend
                  durch einige Bemerkungen zu den beiden letzten Themen veranschaulicht werden.
               

               Aus Sicht der liberalen Eigentumstheorie sind die verheerenden externen Umwelteffekte
                  einiger bestehender Eigentumspraktiken durch nichts zu rechtfertigen. Ganz im Gegenteil:
                  Wo der Klimawandel das Wohl aller gefährdet, verlangen ökologische Rücksichtnahmen
                  eindeutig individuelle und kollektive Mäßigung. Und tatsächlich sanktioniert die liberale
                  Eigentumstheorie solche Beschränkungen, gebietet doch ihr erster Grundsatz eingegrenzter
                  Autorität, Exzesse gegenwärtiger Eigentümer und Eigentümerinnen im Sinne des Selbstbestimmungsrechts
                  kommender Generationen einzudämmen, was deren Recht auf brauchbares Eigentum einschließt.
               

               Diese existentiellen Bedrohungen könnten darüber hinaus Bestrebungen rechtfertigen,
                  die Palette der Gegenstände neu zu definieren, die Privateigentum werden können. Die
                  liberale Eigentumstheorie statuiert zwar, dass es einige Gegenstände geben muss, mittels derer Menschen Pläne schmieden und sich so selbst verwirklichen
                  können – wobei es sich nicht unbedingt um materielle Gegenstände handeln muss. Das
                  ist jedoch weder ein Argument gegen öffentliches Eigentum noch gegen seine Ausweitung;
                  vielmehr ist anzuerkennen, dass sich Gegenstände möglichen Privateigentums in Raum
                  und Zeit ändern können – und es, wie soeben angemerkt, manchmal auch sollten. Eine
                  Konsequenz der liberalen Eigentumstheorie ist, dass sich Freundinnen und Freunde des
                  Eigentums, anders als es der gegenwärtige öffentliche Diskurs leider nahelegt, nicht
                  für Privatisierungen in die Bresche werfen müssen – und mitunter nicht einmal dürfen.
               

               Die Frage des strukturellen Rassismus ist für das Hintergrundregime des liberalen
                  Eigentums ebenfalls von Belang. Um das zu verstehen, müssen wir uns mit den einschneidenden
                  Auswirkungen 80des oben vorgestellten liberalen Regimes der Eigentumsänderungen befassen. Gehen Gesetzesänderungen,
                  die vergangenes Unrecht oder dessen Nachwirkungen in der Gegenwart ausgleichen sollen,
                  zulasten bestehender Eigentumsansprüche, so ist das oben skizzierte stabilitätserhaltende
                  Dogma der liberalen Eigentumstheorie durch ein Dogma kompromissloser Destabilisierung moralisch fragwürdiger Ansprüche zu ersetzen. Nicht zufällig kennt die Geschichte
                  zahllose Beispiele, in denen lukrative Eigentumsprivilegien entschädigungslos abgeschafft
                  wurden. Sogar tiefgreifende und abrupte Eingriffe wie die Abschaffung der Sklaverei
                  oder der Fair Housing Act [auch Civil Rights Act, 1968] gehen nicht immer mit Entschädigungen
                  einher – und sollten das auch nicht. Anstatt unter den Bürgerinnen und Bürgern eine
                  behäbige Haltung gegenüber dem bestehenden Eigentumsrecht zu nähren, muss ein wahrhaft
                  liberaler Eigentumspakt eine zunächst akzeptierende, aber auch vorsichtige oder sogar
                  skeptische Haltung zum positiven Recht und seinen moralischen Qualitäten einnehmen
                  und gleichzeitig erwartungsvoll der Verbesserung dieses Rechts entgegensehen.
               

            

            
               
                  7. Das liberale Eigentum als Leitstern

               

               Skeptische Stimmen weisen zu Recht darauf hin, dass Eigentum für die ungeheure Mehrzahl
                  der Menschen im Hier und Jetzt anhaltende Ungleichheit und Abhängigkeit bedeutet.
                  Ihr Widerstand gegen quietistische Ansätze, die dem Eigentum mit Samthandschuhen entgegentreten,
                  ist angebracht. Und sie liegen auch richtig mit der Beobachtung, dass meine
               

               
                  utopische Vision des liberalen Eigentums in vielen Aspekten ziemlich radikal ist.
                     Damit Autonomie (die Selbstbestimmung von Eigentümern und Eigentümerinnen sowie Nichteigentümern
                     und Nichteigentümerinnen) die zentrale Stellung einnehmen kann, die ihr [meiner Behauptung
                     nach, H.D.] zusteht, müssten ausbeuterische Märkte in die Schranken gewiesen werden; der Zugang
                     zu und der Besitz von Eigentum müssten viel mehr Menschen offenstehen; und die Macht
                     der Eigentümerinnen und Eigentümer müsste beschnitten werden.[18] 

               

               81Ich habe daher Verständnis, wenn man nach dem Abgleich meines liberalen Ideals mit
                  jedwedem bestehenden Eigentumssystem zum Schluss gelangt, es sei zum Scheitern verurteilt.
                  Dieses Urteil ist überall dort angebracht, wo kaum Aussichten auf tiefgreifende Reformen
                  bestehen und die Alternative als geringeres Übel erscheint. Dennoch versuche ich meine
                  Kritikerinnen und Kritiker dazu anzuhalten, das großartige humanistische Versprechen
                  des liberalen Eigentums nicht zu verkennen. Fern davon, selbst Ursache des Übels zu
                  sein, rückt das Ideal des liberalen Eigentums die Mängel und Missstände der gegenwärtigen Rechtsordnung
                  in ein grelles Licht. Das liberale Eigentum soll und kann uns als Leitstern bei der
                  kritischen und konstruktiven Erforschung unserer verstörenden Wirklichkeit dienen
                  und uns eine normative Sprache an die Hand geben, um zentrale Dogmen zu überprüfen
                  und den dringend notwendigen Reformen die Richtung zu weisen.
               

               Der Erfolg des liberalen Eigentums ist keineswegs sicher. Doch dasselbe gilt für sein
                  Scheitern. Ich kann das Zögern verstehen; sowohl das Eigentum als auch der Liberalismus
                  haben uns in der Vergangenheit enttäuscht, so dass ein gewisses Misstrauen am Platz
                  ist. Aber das Eigentum wird nicht verschwinden, und sein liberales Ideal wirkt ermächtigend.
                  Und wo der Misserfolg nicht vorprogrammiert ist, kann die Hoffnung durchaus Richterin
                  sein.
               

               Aus dem Englischen von Max Hauer und Max Henninger
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               Katharina Pistor

               Eigentumsrechte jenseits des Kapitalismus
               

            

            Marxisten und Neoliberale stimmen nur in wenigen Punkten überein, doch ist beiden
               Positionen gemeinsam, dass Privateigentum die Grundlage des Kapitalismus ist. Es stellt
               sich daher die Frage, ob Privateigentum und Kapitalismus derart miteinander verwoben
               sind, dass eine Zukunft jenseits des Kapitalismus nur mit einer neuen Eigentumsordnung
               denkbar ist. Von marxistischer Seite geht es in erster Linie um die Überwindung des
               Privateigentums, vor allem des Eigentums an den Produktionsmitten, nicht aber notwendigerweise
               um die Abschaffung des Individual- oder Gemeinschaftseigentums.[1] 

            Für diese neue Ordnung bedarf es weder eines Staates noch einer Rechtsordnung, denn
               sie reguliert sich selbst nach dem Grundsatz: »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem
               nach seinen Bedürfnissen.«[2]  Die institutionellen Grundlagen für eine Ordnung ohne Staat und Rechtsordnung sind
               allerdings nie konkretisiert worden und bleiben daher utopisch.[3]  Eine Rückkehr zu vorkapitalistischen Gemeinschaften ist kaum vorstellbar und wäre
               jedenfalls in ihrer patriarchischen Ausformung nicht unbedingt erstrebenswert. Das
               heißt jedoch nicht, dass Eigentum sowie eine Wirtschaftsordnung jenseits des Kapitalismus
               undenkbar sind. Eine solche Neuordnung muss auch keineswegs der des realen Sozialismus
               der Sowjetunion gleichgesetzt werden. Vielmehr sollte es darum gehen, die spezifisch
               kapitalistischen Qualitäten der bestehenden Eigentumsordnung zu identifizieren und
               Alternativen hierzu aufzuzeigen.
            

            83Die Frage nach der Zukunft des Kapitalismus stellt sich heute dringlicher als je zuvor,
               da die Zahl und die Dauer der durch den Kapitalismus hervorgebrachten Krisen – von
               der die Demokratie untergrabenden Ungleichheit über die Fragilität des globalen Finanzsystems
               und die Konzentration der Informationstechnologie in den Händen weniger Big-Tech-Unternehmen
               bis hin zum Klimawandel – innerhalb dieses Systems nicht zu bewältigen sind. Der Grund
               hierfür liegt auf der Hand: Der Kapitalismus beruht auf der grenzenlosen Expansion
               des Wirtschaftssystems, und dies ist innerhalb eines begrenzten natürlichen Systems
               unmöglich. Das heißt aber auch, dass die Zukunft des Privateigentums, welches nach
               marxistischer Theorie die Grundlage der kapitalistischen Wirtschaftsordnung ist, neu
               durchdacht werden muss.
            

            
               
                  Kapitalismus und Eigentum

               

               Zu Beginn sollte jedoch kurz geklärt werden, was sich aus meiner Sicht hinter den
                  Begriffen des Kapitalismus und des Privateigentums verbirgt. Der Kapitalismus wird
                  oftmals mit einer Marktwirtschaft gleichgestellt, in der begrenzte private Güter gehandelt
                  werden, wobei der Preismechanismus die Zuordnung dieser Güter zu privaten Eigentümern
                  bestimmt. Aus der Sicht der klassischen wie auch der neoklassischen Ökonomie stellt
                  der Markt eine natürliche Wirtschaftsform dar, die zugleich die Notwendigkeit von
                  Eigentum erklärt, denn irgendjemandem müssen die Residual- oder Letztentscheidungsrechte
                  an Gütern zugeordnet werden. Hierin liegt aus ökonomischer Sicht die Funktion des
                  Eigentums. Im Gegensatz hierzu ist aus marxistischer Sicht das Privateigentum an den
                  Produktionsmitteln die Grundlage der kapitalistischen Ordnung, welche nicht lediglich
                  eine Wirtschafts-, Sozial-, sondern auch eine politische Ordnung ist, die aus Klassenkämpfen
                  hervorgegangen ist. Der Kapitalismus zeichnet sich durch die Herrschaft der Bourgeoisie
                  aus, die aus dem Privateigentum an den Produktionsmitteln hervorgeht. Das heißt aber
                  auch, dass der Kapitalismus auch ein rechtliches Regime ist, denn Inhalt, Ausmaß und
                  Grenzen des Eigentums werden letztlich durch die Rechtsordnung bestimmt. Dies gilt
                  selbst dann, wenn man Eigentum naturrechtlich begründet beziehungsweise die Rechtsordnung
                  in der Tradition der negativen Abwehrrechte als 84vorstaatlich versteht, denn die aus dem Eigentum abgeleitete private Macht beruht
                  auf der Möglichkeit, Eigentumsrechte mit Hilfe staatlicher Gerichte durchzusetzen.
                  Die materiellen und rechtlichen Grundlagen des Kapitalismus sind somit interdependent.
               

               Im Kapitalismus geht es jedoch nicht lediglich um die Kontrolle von Produktionsmitteln,
                  die Produktion von Sachen und deren Austausch im Warenverkehr. Wie der amerikanische
                  Historiker Jonathan Levy ausgeführt hat, sind »Investitionen – nicht Produktion, Tausch
                  oder Konsum – […] der erste Schritt in einer kapitalistischen Wirtschaft«.[4]  Investitionen sind Wetten auf eine Zukunft, die weder vorhersehbar noch kontrollierbar
                  ist. John Maynard Keynes spricht daher von »animal spirits«, den animalischen Instinkten,
                  die Wirtschaftsakteure dazu bringen, die Furcht vor dieser Unsicherheit zu überwinden,
                  denn ohne diese würde kaum jemand die Risiken auf sich nehmen, zu investieren. Keynes
                  abstrahiert dabei von der Rechtsordnung, die derartige Risiken dadurch mindert, dass
                  sie Investoren die Gewissheit gibt, einen rechtlich durchsetzbaren Anspruch zu haben.
                  Dies geschieht zum einen dadurch, dass ihnen die Residualrechte, das heißt Letztentscheidungsrechte
                  darüber, wie Unternehmensgewinne genutzt werden sollen, zugesprochen werden. Als deren
                  Inhaber kontrollieren sie laut Hart und Moore auch die Rechte und Pflichten anderer
                  am Unternehmen Beteiligter, insbesondere der Arbeitnehmer.[5]  Mit diesem Konstrukt gelangen Hart und Moore zu dem von Marx vorweggenommenen Schluss,
                  dass das Eigentum an den Produktionsmitteln zugleich die Herrschaft über die Arbeitnehmer
                  begründet.[6]  Darüber hinaus ermächtigt das Recht die Investoren, ihre Gewinnerwartungen zu realisieren,
                  lange bevor tatsächliche Erträge zu erwarten sind, nämlich indem sie ihre Aktien oder
                  Schuldanleihen verkaufen. Die Konvertierung von 85Gewinnerwartungen in staatliches Geld erlaubt es ihnen zugleich, bereits gemachte
                  Gewinne zu verbuchen und so gegen eventuelle Verluste zu sichern.
               

               Während es bei dem Eigentum an dinglichen Sachen, an Land oder auch Produktionsmitteln
                  in erster Linie um physische Kontrolle und die Ausgrenzung von Nichteigentümern geht,
                  spielt im Finanzwesen die Handelbarkeit sowie die Konvertibilität von risikoträchtigen
                  Finanzgütern in sichere Anlagen, das heißt in Staatsanleihen oder Geld, die entscheidende
                  Rolle. Dies zeichnet sich bereits in der frühen Entwicklung des Unternehmensrechts
                  ab, nachdem die Einlagen der Investoren dem Unternehmen als Eigenkapital zugeordnet
                  wurden und die Investoren im Gegenzug handelbare Aktien erhielten.[7]  Auch bei den immateriellen Rechten geht es in erster Linie um die Sicherung künftiger
                  Gewinne aus der Nutzung eines Patents oder Copyrights.
               

               Wenn Investitionen in den Mittelpunkt der Analyse kapitalistischer Systeme rücken,
                  wird zugleich deutlich, dass die Rechtsordnung des Kapitalismus sich nicht darauf
                  beschränkt, vorgesellschaftliche Individualrechte zu rechtfertigen und durchzusetzen.
                  Sie sanktioniert neue, auf die Zukunft ausgerichtete Zahlungsversprechen als durchsetzbare
                  Rechte. Kapital wird somit nicht nur im Produktionsprozess geschaffen, bei dem der
                  durch die Arbeiter geschaffene Mehrwert von den Eigentümern der Produktionsmittel
                  approbiert wird. Die rechtliche Absicherung künftiger Zahlungsversprechen schafft
                  ebenso Kapital. Dieser Mehrwert beruht nicht notwendigerweise auf Arbeit, sondern
                  auf der Nutzung gesellschaftlicher Ressourcen – der Rechtsordnung sowie des Geldwesens –
                  für die Schaffung privaten Vermögens. Weiterhin lässt sich Eigentum im Kapitalismus
                  nicht auf Kontrollrechte an dinglichen Sachen reduzieren. Entscheidend für kapitalistisches
                  Eigentum ist der Rechtsschutz künftiger Gewinne, wodurch Erwartungen gehandelt und
                  durchgesetzt werden können, als wären sie Sachen.
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